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Vorwort 

Ab Ende 2014 hatte ich erstmalig ehrenamtlich mit neu angekommenen Asylsu-

chenden zu tun, infolgedessen entstand mein Interesse für das Thema Asyl im 

Allgemeinen und ich begann einen Einblick zu gewinnen in das Rechtsgebiet, wel-

ches die Zuwanderung nach Deutschland und Europa steuern soll. Die Dublin-

Verordnung zum Beispiel war mir daher bereits ab 2015 ein Begriff. Was folgte war 

die Fortsetzung der ehrenamtlichen Arbeit bei deutlich erhöhten Zahlen von Neu-

ankommenden im Sommer 2015, das Verfolgen der medialen Berichterstattung 

und die Aufnahme des Verwaltungsstudiums in Meißen, verbunden mit einem nun 

schneller wachsenden Verständnis des rechtlichen Hintergrunds. Da das Thema 

der Asylpolitik mich auch zwei Jahre später noch interessiert, wählte ich es als 

Thema für die Bachelorarbeit. Dass ich hierbei eine europäische Perspektive 

wählte, liegt darin begründet, dass ich mehr über Vorgänge auf europäischer 

Ebene zu diesem Thema lernen wollte. Außerdem wird die deutsche Asylgesetz-

gebung zunehmend von EU-Recht verändert. Maßnahmen, die seitens der EU ge-

troffen werden, zeigen zunehmend auch hier ihre Wirkungen. Die deutsche Asyl-

politik erschien mir inzwischen relativ durchschaubar. Was für komplexe Verfahren 

auf europäischer Ebene ablaufen, war für mich noch zu erforschen. Daher erhoffe 

ich mir persönlich von dieser Bachelorarbeit, ein ganzheitlicheres Verständnis da-

von zu bekommen, was die Asylpolitik Europas gegenwärtig und zukünftig aus-

macht. Darüber hinaus hoffe ich, meine Erkenntnisse bei meinem Praktikum in 

Brüssel im Sommer 2018 sowie bei der Sommerfakultät 2018 der Hochschule Mei-

ßen einbringen zu können. 

 

Autorin vor der Europäischen Kommission in Brüssel, 2017 
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Abkürzungsverzeichnis 

Abkürzung Erläuterung 

Abs. Absatz 

Art. Artikel 

AEUV Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

Dublin III-VO Verordnung (EU) Nr. 604/2013 vom 26. Juni 2013 zur Fest-le-

gung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitglied-

staats, der für die Prüfung eines von einem Dritt-staatsangehöri-

gen oder Staatenlosen in einem Mitglied-staat gestellten Antrags 

auf internationalen Schutz zustän-dig ist (Neufassung) 

EU Europäische Union. 

GEAS Gemeinsames Europäisches Asylsystem 

MS Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

RL Richtlinie 

VO Verordnung 
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1 Einleitung 

„In den vergangenen beiden Jahren haben wir endlich eine EU-Migrationspolitik 

geschaffen, die nun Wirkung zeigt. Es geht darum, eines der komplexesten 

strukturellen Phänomene unserer Zeit zu steuern und nicht etwa um eine vo-

rübergehende Notsituation.“ Diese Aussage von der Vizepräsidentin der Euro-

päischen Kommission, Federica Mogherini aus dem September 2017 relativ 

treffend, was in der vorliegenden Arbeit untersucht werden soll. Sie bezieht sich 

dabei auf die Reform des Gemeinsamen europäischen Asylsystems, die 2015 

angestoßen wurde und sich bis heute vollzieht. Mit mehreren Legislativvor-

schlägen und weiteren Maßnahmen soll seitdem eine effektive Steuerung der 

Migrationsbewegungen nach Europa erreicht werden. Das Jahr 2015, in dem 

so viele Menschen in der Europäischen Union (EU) Asyl suchten, wie in keinem 

Jahr zuvor, offenbarte die Reformbedürftigkeit des europäischen Asylsystems. 

Einige Mitgliedstaaten (MS) der EU gerieten zu dieser Zeit an die Grenze ihrer 

Belastbarkeit. Diese Situationen konnten nur mit Notfallmaßnahmen verbessert 

werden. Dies schadete der Rechtssicherheit im Gemeinsamen europäischen 

Asylsystem (GEAS), da Vorschriften zum Teil nicht eingehalten oder nach den 

Zielen der einzelnen Staaten ausgelegt wurden, statt nach gemeinsamen Inte-

ressen der MS. Daher zielt die Reform darauf ab, die Zuwanderung nach Eu-

ropa langfristig und planbar zu steuern. Der Grundsatz der Solidarität soll hier-

bei stets berücksichtigt werden. Die vorliegende Arbeit untersucht, welche Maß-

nahmen seit 2016 zur Reform des GEAS ergriffen wurden und wie diese wirken. 

Um das Hauptthema besser einordnen zu können, wird zunächst die Ausgangs-

lage der Fluchtbewegungen und der europäischen Asylpolitik skizziert.  

Schwerpunktmäßig werden die Vorschläge zu Verordnungen und Richtlinien 

aus dem Mai und Juli 2016 dargestellt. Darüber hinaus werden ausgewählte, 

weitere bedeutsame Maßnahmen seit 2016 erläutert. Zusätzlich werden die 

Zielstellungen beider Maßnahmenarten mit dem gegenwärtigen Zustand vergli-

chen und es wird eine Bewertung vorgenommen. Die Arbeit schließt ab mit ei-

ner Prognose zum Erfolg der gegenwärtigen Maßnahmen und einem Ausblick. 

Im Schlussteil werden die Ergebnisse zusammengefasst.  

Das übergeordnete Forschungsziel dieser Arbeit ist die Frage, ob die Reform-

maßnahmen seit 2016 tatsächlich zu einer gemeinsamen und gerechten 
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europäischen Asylpolitik sowie zu einer besseren Steuerung des „komplexes-

ten, strukturellen Phänomenen“ unserer Zeit geführt haben.  

In der folgenden Arbeit wird aus Gründen der besseren Lesbarkeit ausschließ-

lich die männliche Form verwendet. Sie bezieht sich auf Personen aller Ge-

schlechter. 

2 Überblick zu derzeitigen Fluchtbewegungen nach Eu-

ropa und der Verteilung der Asylsuchenden 

Die Zahl derer, die Wege nach Europa suchen, um dort Asyl zu beantragen, ist 

anhaltend hoch. In den Jahren 2015 und 2016 suchten so viele Menschen in 

Europa Asyl wie nie zuvor: In beiden Jahren wurden jeweils 1,3 Millionen Asyl-

anträge verzeichnet.  Davon waren im Jahr 2015 1,26 Millionen Anträge Erstan-

träge, im Jahr 2016 wurden 1,20 Millionen Erstanträge gestellt.  Die Differenz 

füllen Folgeanträge. Im Jahr 2017 hat sich diese Zahl nahezu halbiert: es wur-

den lediglich 650 000 Erstanträge in der EU gestellt und damit ähnlich viele wie 

im Jahr 2014.  Die Hauptherkunftsländer haben sich seit 2015 nicht verändert. 

Demnach sind die meisten Antragsteller Syrer (102.400), gefolgt von Irakern 

(47.500) und Afghanen (43.600). Weiter folgen auf der Liste die Herkunftsstaa-

ten Nigeria, Pakistan, Eritrea, Albanien, Bangladesch, Guinea, der Iran und die 

Türkei.  Die Haupt-Aufnahmeländer waren Deutschland, das 31% aller Asylan-

träge bearbeitet, gefolgt von Italien (20%), Frankreich (14%) und Griechenland 

(9%).  Einige Länder verzeichneten im Vergleich zum Vorjahr mehr Asylanträge, 

beispielsweise Spanien (+96%).  Bei anderen Ländern reduzierte sich die Zahl 

der Asylbewerber, zum Beispiel in Deutschland (-73%). Pro Einwohner hatten 

die Slowakei (27 Asylbewerber je eine Million Einwohner), Polen (79) und Por-

tugal (98) die wenigsten Asylbewerber.  Im Jahr 2017 wurden sieben verschiede 

Routen von Flüchtenden genutzt, um nach Europa zu gelangen.  Im Anhang 

dieser Arbeit findet sich eine Grafik dazu. Die meisten Flüchtenden (117.000) 

kamen über die Zentrale Mittelmeerroute von Libyen nach Italien.  Die östliche 

Mittelmeerroute von der Türkei nach Griechenland wurde trotz des EU-Türkei-

Abkommens am zweitmeisten (27.300) genutzt.  Hierbei lässt sich eine klare 

Veränderung zu 2016 feststellen, da in diesem Jahr noch 157.574 Menschen 

über die östliche und „nur“ 52.637 über die zentrale Mittelmeerroute kamen.   

Im Jahr 2015 wurden zwei Umsiedlungsbeschlüsse gefasst, die bis Ende 2017 

laufen sollten. Damit sollten die besonders belasteten Länder Griechenland und 

Italien entlastet werden. Sie werden bis heute fortgeführt. Ursprünglich sollten 
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120.000 Asylsuchende umgesiedelt werden. Bis zum 26. März konnten jedoch 

lediglich 34.323 Personen umgesiedelt werden , was sich auf drei Aspekte zu-

rückführen lässt. Einerseits kamen in Griechenland nach der Unterzeichnung 

der EU-Türkei-Erklärung deutlich weniger Migranten an. Andererseits waren die 

in Italien Ankommenden oftmals nicht für die Umsiedlung vorgesehen.  Zusätz-

lich weigerten sich die Länder Ungarn, Polen und Tschechien, sich an der Um-

verteilung zu beteiligen.  Dies hat dazu geführt, dass die Europäische Kommis-

sion im Dezember 2017 eine Klage am Europäischen Gerichtshof gegen die 

drei Staaten eingereicht hat.  

3 Grundlagen und Vorgeschichte der europäischen 

Asylpolitik 

Das Fundament für die weltweiten Asylsysteme ist das Abkommen über die 

Rechtsstellung von Flüchtlingen, auch Genfer Flüchtlingskonvention genannt, 

vom 28. Juli 1951, sowie das Übereinkommen über die Rechtsstellung Staa-

tenloser vom 28. September 1954.1 In diesen beiden Abkommen finden sich 

grundlegende Bestimmungen darüber, welche Hilfe die Unterzeichnerstaaten 

gewähren sollen und welche Rechte Flüchtlinge haben sollten.2 Zusätzlich 

werden Pflichten der Flüchtlinge festgelegt.3 Zunächst wird jedoch definiert, 

welche Personen als Flüchtlinge gelten. Demnach ist es eine Person, die „aus 

der begründeten Furcht vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religion, Nationa-

lität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer po-

litischen Überzeugung sich außerhalb des Landes befindet, dessen Staatsan-

gehörigkeit sie besitzt, und den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch neh-

men kann oder wegen dieser Befürchtungen nicht in Anspruch nehmen will; 

oder die sich als staatenlose infolge solcher Ereignisse außerhalb des Landes 

befindet, in welchem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatte, und nicht dort-

hin zurückkehren kann oder wegen der erwähnten Befürchtungen nicht dort-

hin zurückkehren will.“4 Ein wichtiger Grundsatz, den die Konvention enthält, 

ist das „Non-Refoulement-Gebot“, das besagt, dass Personen, denen Verfol-

gung in ihrer Heimat droht, nicht zurückgewiesen werden dürfen.5 Bis heute 

wurde die Genfer Flüchtlingskonvention von 148 Staaten unterzeichnet.6 Das 

                                                

1 Hailbronner, Kay: Asyl- und Ausländerrecht 2017, S.24. 
2 Vgl. ebenda. 
3 Vgl. ebenda. 
4 Genfer Flüchtlingskonvention, Art. 1 Nr. 2 
5 Vgl. Hocks, Stephan: Asylverfahren und Flüchtlingsschutz, S. 61. 
6 Vgl. UNHCR: Die Genfer Flüchtlingskonvention    
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Übereinkommen über die Rechtsstellung Staatenloser garantiert Staatenlo-

sen eine Gleichbehandlung mit Ausländern in Bezug auf verschiedene Grund-

rechte wie zum Beispiel die Berufsfreiheit oder das Recht auf staatliche Leis-

tungen.7 

In den Gründungsverträgen der Europäischen Gemeinschaft war zunächst 

nichts über Asylpolitik enthalten.8 Erstmalig 1985 schlug die Europäische 

Kommission vor, die Asyl- und Einwanderungspolitik zu harmonisieren.9 Die 

Staaten Belgien, Deutschland, Frankreich und Luxemburg verständigten sich 

1990 auf das sogenannte Schengener Durchführungsübereinkommen, das 

1995 in Kraft trat.10 Im Wesentlichen sollten damit innereuropäische Grenz-

kontrollen abgebaut werden. Bereits in dieser Fassung des Schengener Über-

einkommens ist ein bis heute bedeutsames Grundprinzip der europäischen 

Asylpolitik eingeführt worden. Das „One-State-Only“-Prinzip besagt, dass le-

diglich ein europäischer MS für einen gestellten Asylantrag zuständig ist und 

zwar der, den der Antragsteller zuerst betreten hat.11 Dieses Prinzip bildet die 

Grundlage für die sogenannten Dublin-Verordnungen. 

Erstmalig 1993 verpflichteten sich die MS der Europäischen Union zu einer 

Zusammenarbeit in der Asylpolitik.12 Dies wurde festgehalten im Maastrichter 

Vertrag.13 Jedoch konnte in diesem Zusammenhang hauptsächlich die Vi-

sapolitik harmonisiert werden, die Asylpolitik verblieb hingegen weitgehen in 

der Souveränität der MS. Vgl. ebenda.14 Die Zuständigkeit für die Asylpolitik 

wurde 1997 mit dem Vertrag von Amsterdam schließlich in den Zuständigkeits-

bereich der EU übernommen.15 Mit dem Tampere-Programm 1999 und dem 

Haager Programm 2005 wurde erstmals das Ziel des Aufbaus eines Gemein-

samen Europäischen Asylsystems (GEAS) erklärt.16 Es sollte mithilfe eines 

zweigeteilten Prozesses zur Harmonisierung des europäischen Asylrechts er-

reicht werden.17 In dessen erster Phase sollten die rechtlichen Rahmenbedin-

gungen angepasst werden.18 Anschließend sollten in der zweiten Phase ein 

gleiches Niveau des Schutzes sowie höhere und einheitliche Schutzstandards 

                                                

7 Hailbronner, Kay: Asyl- und Ausländerrecht 2017, S.24. 
8 Bundeszentrale für politische Bildung: Asyl- und Flüchtlingspolitik der EU, 27.11.2007. 
9 Vgl. ebenda. 
10 Vgl. ebenda. 
11 Vgl. ebenda. 
12 Vgl. ebenda. 
13 Vgl. ebenda. 
14 Vgl. ebenda. 
15 Vgl. Hailbronner, Kay: Asyl- und Ausländerrecht 2017, S.44. 
16 Vgl. ebenda. 
17 Vgl. ebenda. 
18 Vgl. ebenda. 
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erreicht werden.19 Zudem wurde ein hohes Maß an Solidarität unter den MS 

angestrebt.20 Seit 1999 wird daher kontinuierlich am GEAS gearbeitet. Folglich 

wurden zahlreiche Vorschriften erlassen, die das Asylsystem hinsichtlich der 

Asylverfahren, der Aufnahmebedingungen und der Anerkennungsnormen har-

monisieren sollten. Das Dubliner Übereinkommen wurde zu einer Dublin-Ver-

ordnung, die untrennbar ist vom sogenannten Eurodac-System, das Fingerab-

drücke Asylsuchender sammelt. Die Migrationskrise 2015 und die zahlreichen 

Tragödien, die sich auf den Fluchtwegen nach Europa abspielten, offenbarten 

deutlich den Reformbedarf des GEAS. In der Konsequenz wurde am 13. Mai 

2015 die Europäische Migrationsagenda angenommen, die mittel- und langfris-

tige Strategien anstrebt, um das GEAS krisenfester und gerechter zu gestal-

ten.21 

4 Maßnahmen zur Reform der europäischen Asylpolitik 

seit 2016 

Auf der Grundlage der Europäischen Migrationsagenda von 2015 vollzieht 

sich seit 2016 eine umfassende Reform des GEAS. Der Politikbereich Migra-

tion gehört zu den politischen Leitlinien des Präsidenten Juncker.22 Für die 

derzeitige europäische Asylpolitik lassen sich vier Säulen benennen: „die Ver-

ringerung der Anreize zur irregulären Migration, die Sicherung der Außengren-

zen und die Rettung von Menschenleben, eine starke Asylpolitik und eine 

neue Politik für legale Migration.“23 Vergleichbare Asylverfahren, Anerken-

nungsnormen, Aufnahmebedingungen und das Dublin-System bilden den 

Charakter des GEAS. In den letzten Jahren wurde das GEAS zunehmend har-

monisiert. Dennoch bestehen bezüglich der einzelnen Aspekte noch gravie-

rende Unterschiede in den einzelnen MS. Daraus resultieren die Ungleichbe-

handlung von Asylantragstellern und Sekundärmigration.24  

Um das GEAS weiter zu stärken und unerwünschte Effekte abzumildern, legte 

die Europäische Kommission daher im Mai und Juli 2016 zwei Pakete mit Le-

gislativvorschlägen vor.25 Das erste Paket enthält eine Neufassung der Dub-

lin-III-Verordnung, eine Neufassung der Eurodac-Verordnung sowie einen 

                                                

19 Vgl. ebenda. 
20 Vgl. ebenda. 
21 Vgl. Europäischer Rat: Zeitliche Übersicht – Reaktion auf den Migrationsdruck 
22 Vgl. EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S.6. 
23 EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2017, S.6. 
24 Vgl. EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2017, 
S.24 
25 Vgl. Sy, Sarah: Kurzdarstellungen zur Europäischen Union. Asylpolitik. 
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Verordnungsentwurf zur Einrichtung einer Asylagentur der Europäischen 

Union.26 Das zweite Paket beinhaltet den Vorschlag, die Asylverfahrensricht-

linie und die Anerkennungsrichtlinie in Verordnungen zu überführen.27 Außer-

dem soll die Richtlinie über Normen für die Aufnahme von Asylantragstellern 

überarbeitet werden.28 Daneben enthält das zweite Paket einen Verordnungs-

entwurf zur Schaffung eines Neuansiedlungsrahmens der Union sowie einen 

zur Einrichtung eines Umsiedlungsmechanismus für Krisensituationen.29 Da 

die Neuansiedlung und die Umsiedlung einer anderen Säule im GEAS zuge-

ordnet werden kann als die übrigen Vorschläge und da sie sich von den an-

deren Vorschlägen inhaltlich wesentlich unterscheiden, werden sie in dieser 

Arbeit nicht näher betrachtet. Während die genannten beiden Vorschläge zur 

neuen Politik für legale Migration gehören, lassen sich die übrigen Vorschläge 

der starken Asylpolitik und dem Ziel der Verringerung der Anreize zur irregu-

lären Migration zuordnen. Die Neuansiedlung soll jedoch zukünftig eine zu-

nehmend größere Bedeutung erlangen.  

Die Kommissionsvorschläge behandeln sowohl Richtlinien als auch Verord-

nungen. Diese unterscheiden sich auf Unionsebene dadurch, dass Letztere 

eine unmittelbare Wirkung entfalten während Erstere eine Umsetzung der Ge-

setzgeber der Mitgliedsstaaten in einer bestimmten Frist erfordern.30 Richtli-

nien belassen den MS daher eine größere nationale Souveränität und ermög-

lichen größere Ermessensspielräume als Verordnungen. Mit der Vorlage der 

Legislativvorschläge zeichnet sich ein Trend ab, dass die Richtlinien des 

GEAS zu Verordnungen aufgewertet werden. Dadurch kann eine Harmonisie-

rung in einem höheren Maße erreicht werden, da die nationalen Ermessens-

spielräume verringert werden. 

Um für eine bessere Verständlichkeit zu sorgen, werden nun einige Begriffe 

definiert, die im nachfolgenden Text wiederholt verwendet werden. Der Begriff 

„Antragsteller“, von dem im folgenden Text immer wieder gesprochen wird, 

bezeichnet eine Person, die die Staatsangehörigkeit eines Drittstaats besitzt 

oder staatenlos ist und einen Antrag auf internationalen Schutz, also einen 

Asylantrag, gestellt hat, über den noch nicht bestandskräftig entschieden wor-

den ist. Der Begriff der „Drittstaaten“ umfasst alle Staaten, welche keine 

                                                

26 Vgl. ebenda. 
27 Vgl. ebenda. 
28 Vgl. ebenda. 
29 Vgl. ebenda. 
30 Vgl. Hocks, Stephan: Asylverfahren und Flüchtlingsschutz, S. 51. 
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Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind und daher potenzielle Herkunfts- 

oder Durchreiseländer von Asylsuchenden. 

4.1 Ausgewählte Kommissionsvorschläge vom Mai und Juli 2016 

4.1.1 Die Dublin IV-Verordnung und die Stärkung von Eurodac 

Die Dublin-IV-Verordnung 

Der erste Vorschlag, auf den im Folgenden näher eingegangen werden soll, 

umfasst eine Neufassung der VO des Europäischen Parlaments und des Rates 

„zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, 

der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen 

in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig 

ist“.31 Er ersetzt die „Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und Ver-

fahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem 

Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten An-

trags auf internationalen Schutz zuständig ist“, welche auch als „Dublin-III-Ver-

ordnung“ bekannt ist.32  

Kurzgefasst ist mit Hilfe dieser VO bestimmbar, welcher MS für einen gestellten 

Asylantrag zuständig ist. Der neue Vorschlag beinhaltet bereits die dritte Re-

form des Dublin-Systems. Der Kerninhalt des Dublin-Systems besagt, dass je-

ner MS für die Prüfung eines Asylantrags zuständig ist, dessen Boden der An-

tragssteller als ersten in der Europäischen Union betreten hat. Demzufolge sind 

die MS an den Außengrenzen, insbesondere Griechenland und Italien, stets 

stärker belastet als jene, welche von europäischen MS umgeben sind. Es kam 

so zu einer ungleichmäßigen Verteilung der Zuständigkeiten unter den MS. 

Durch vielfältige Vorschriften zur Bestimmung der Zuständigkeiten und größ-

tenteils sehr langwierige Verfahren war die Wirkung des Dublin-Systems mitun-

ter sehr geschwächt.33 Zudem bestand ein stetiges Missbrauchsrisiko der An-

tragsteller, weil ihre Pflichten und Konsequenzen bei deren Nichteinhaltung un-

klar waren.34 Somit bestanden Anreize zur Sekundärmigration. Mit dem Begriff 

der „Sekundärmigration“ werden auf europäischer Ebene Migrationsbewegun-

gen von einem EU-MS in einen anderen bezeichnet. Er steht in einem engen 

                                                

31 EUR-Lex (Hg.): Komissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S.1. 
32 EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S.4. 
33 Vgl. EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S.3. 
34 Vgl. ebenda. 
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Zusammenhang mit dem Begriff des „Asyl-Shopping“, der bezeichnen soll, 

wenn Drittstaatsangehörige in mehreren MS Asyl beantragen, also in verschie-

denen EUL versuchen einen Schutzstatus „mitzunehmen“. Dies soll verhindert 

werden, da Antragsteller nur in einem MS einen Aufenthaltsstatus bekommen 

dürfen und es eine zwei- oder mehrfache Antragsbearbeitung zur Folge hätte, 

obwohl es nur einer bedarf.  

Im Folgenden werden wesentliche Inhalte des Vorschlags dargestellt. Klauseln 

für die Übertragung der Zuständigkeit an einen anderen Mitgliedsstaat sollen 

weitestgehend aufgehoben werden, sodass im Regelfall immer der Ersteinrei-

sestaat zuständig bleibt. Zudem werden die Fristen für die Stellung und Beant-

wortung von Gesuchen und die Durchführung von Überstellungen zwischen 

den Mitgliedstaaten erheblich verkürzt. Das Dublin-Verfahren beginnt mit der 

Asylantragstellung und soll mithilfe des Eurodac-Systems den zuständigen MS 

ermitteln. Ist dieser ermittelt, wird ein solches Wiederaufnahmegesuch gestellt. 

Folgendes Beispiel soll die bisherige Wirkungsweise der Dublin-II-VO veran-

schaulichen: Es wurde in Deutschland festgestellt, dass Asylbewerber X in Bul-

garien bereits registriert wurde. Anschließend wird ein Wiederaufnahmegesuch 

an Bulgarien gestellt. Wenn Bulgarien in einer gewissen Frist seine Zuständig-

keit bestätigt, wird anschließend die Überstellung des Asylbewerbers X forciert. 

Die Wiederaufnahmegesuche sollen zu -mitteilungen werden, die keiner Bestä-

tigung mehr bedürfen. Die Frist für die Überstellung betrug bislang sechs Mo-

nate, laut neuem Vorschlag vier Wochen.35 Die „alte Frist“ hatte oft ein Unter-

tauchen der Antragsteller und daher ein Scheitern der Überstellung zur Folge, 

es führte auch zu Sekundärmigration oder zum Selbsteintritt der Zweiteinreise-

länder, wenn keine fristgemäße Antwort der Ersteinreiseländer kam oder das 

Verfahren vom Zweiteinreisestaat zu spät eingeleitet wurde. Zusätzlich soll ein 

Korrekturmechanismus eingeführt werden, der dann greifen soll, wenn ein MS 

mit einer übermäßigen Zahl von Asylsuchenden konfrontiert ist. Dieser soll grei-

fen, sobald in einem MS die Zahl der Asylanträge mehr als 150 % einer mit 

einem Referenzschlüssel ermittelten Zahl beträgt. Der Referenzschlüssel be-

rücksichtigt zu gleichen Teilen das gesamte Bruttoinlandsprodukt und die Be-

völkerungsgröße eines MS.36 Außerdem enthält der Vorschlag neue Vorschrif-

ten für die Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Antragsprüfung bei un-

begleiteten Minderjährigen zuständig ist. Sofern es keine Personen mit 

                                                

35 Vgl. EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S.69 Art.30 Abs.1. 
36 Vgl. EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S.21. 
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verwandtschaftlichen Beziehungen gibt, wird der Ersteinreisestaat regulär zu-

ständig sein, es sei denn dies ist nicht mit dem Wohl des Minderjährigen ver-

einbar. Bislang war keine Abschiebung Minderjähriger in den Ersteinreisestaat 

zulässig. 

Laut Kommissionsvorschlag sollen Antragsteller künftig auch nur noch im zu-

ständigen Ersteinreisestaat einen Anspruch auf Sozialleistungen haben, im un-

zuständigen Land könnten dann zum Beispiel nur Sachleistungen gewährt wer-

den. Ausgenommen ist die medizinische Notversorgung, welche überall ge-

währleistet sein soll.37 Das EU-Parlament hat jedoch am 16.11.2017 deutlich 

gemacht, dass es diesen Aspekt nicht unterstützen wird.38 

Stand im Gesetzgebungsverfahren 

Die neue Dublin-IV-VO soll im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren, basie-

rend auf Art. 294 AEUV, beschlossen werden.39 Derzeitig ist dieses noch nicht 

abgeschlossen. Am 16.11.2017 hat das Europäische Parlament seinen Stand-

punkt zum Kommissionsvorschlag vom 04.05.2016 mit 390 Für-Stimmen, 175 

Gegen-Stimmen und 44 Enthaltungen angenommen.40 Der Standpunkt enthält 

mehrere Änderungsanträge. Der nächste Schritt im Verfahren ist die erste Le-

sung im Europäischen Rat, der den Standpunkt des Parlaments entweder billi-

gen oder Änderungsvorschläge unterbreiten kann. Die Dublin-IV-VO ist dem-

nach noch nicht beschlossen. Mitte Dezember 2017 äußerten die EU-Füh-

rungsspitzen, bis zum Juni 2018 eine Einigung über die neue Dublin-Verord-

nung herbeizuführen.41 

Eurodac 

Eng verbunden mit den Dublin-Verordnungen ist stets die VO zum Eurodac-

system, welche ebenfalls erneuert werden soll laut Kommissionsvorschlag vom 

04.05.2016. Deren Erneuerung soll die Effektivität der dann geltenden Dublin-

VO steigern, die Identität illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger oder Staaten-

loser erkennen und zusätzlich zur Gefahrenabwehr und Strafverfolgung, in Zu-

sammenarbeit mit Europol, dienen.42 Ob ein Asylsuchender sich bereits in ei-

nem anderen MS aufgehalten hat, lässt sich am zuverlässigsten mithilfe von 

                                                

37 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S.46 Art.5 Abs. 3. 
38 Vgl. Pro Asyl e.V.: Bürokratiemonster ohne humanitäre Flexibilität: Zur Reform der Dublin-Ver-
ordnung, 16.11.2017. 
39 Vgl.Europäisches Parlament - Informationsbüro in Deutschland: Ordentliches Gesetzge-
bungsverfahren. 
40 Vgl. European Parliament / Legislative Observatory: 2016/0133(COD). 
41 Vgl. Europäischer Rat: Zeitliche Übersicht – Reaktion auf den Migrationsdruck 
42 Vgl. EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für Eurodac-Neufassung vom 04.05.2016, S.1. 
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Fingerabdruckdaten einer gemeinsamen europäischen Datenbank bestimmen, 

deren Grundlage die Eurodac-VO ist. Die erste Eurodac-VO wurde bereits im 

Jahr 2000 vom Europäischen Rat beschlossen und wird seit 2003 angewen-

det.43  

Der Kommissionsvorschlag beinhaltet eine Ausweitung des Geltungsbereichs 

der VO: neben illegal eingereisten Personen sollen künftig auch legal einge-

reiste Personen erfasst werden, deren Visa abgelaufen sind und nicht verlän-

gert wurden.44 Zusätzlich soll die Altersgrenze zum Erfassen der Fingerab-

druckdaten von bisher 14 Jahren auf nunmehr sechs Jahre abgesenkt wer-

den.45 Außerdem werden die Fristen zur Speicherung der Fingerabdruckdaten 

deutlich verlängert. Nach jetzigem Rechtsstand soll eine Speicherung der Da-

ten von illegal Einreisenden nur solange erfolgen, bis gegebenenfalls eine vor-

herige Asylantragstellung in einem anderen MS festgestellt wurde, aber höchs-

tens 18 Monate. Der neue Speicherzeitraum soll sich auf fünf Jahre ausweiten, 

ohne Prüfung der Notwendigkeit. Begründet wird dies mit einer künftig breiteren 

Anwendung von Eurodac.46 Der Speicherzeitraum für Personen, die anschlie-

ßend einen Asylantrag gestellt haben, bleibt bei zehn Jahren.47   Des Weiteren 

soll laut Kommissionsvorschlag künftig auch ein Datenaustausch mit Drittstaa-

ten, also zum Beispiel mit Herkunftsländern von Asylsuchenden, erlaubt wer-

den, wenn es Rückführungszwecken dient.48  Neben Fingerabdruckdaten sollen 

in Zukunft auch Gesichtsbilder erfasst werden, Europol und andere Behörden 

der Strafverfolgung und Gefahrenabwehr sollen darauf und auf weitere Daten 

Zugriff erhalten.49 

Um die Beamten der MS an den Außengrenzen zu unterstützen und einer Nicht-

Registrierung weiter vorzubeugen, sollen künftig auch Beamte der Europäi-

schen Grenz- und Küstenwache im Auftrag jener Länder biometrische Merk-

male von Ankommenden erfassen dürfen.50 Weigern sich Asylsuchende, bio-

metrische Merkmale von sich erfassen zu lassen, werden die MS ermächtigt sie 

im Rahmen ihrer nationalen Gesetzgebung dafür zu sanktionieren, möglich ist 

sogar eine Ingewahrsamsnahme, es sei denn, es handelt sich um 

                                                

43 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung: Das Europalexikon / E / Eurodac. 
44 Vgl. EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für Eurodac-Neufassung vom 04.05.2016, S.3. 
45  Vgl. EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für Eurodac-Neufassung vom 04.05.2016, S.4. 
46 Vgl. EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für Eurodac-Neufassung vom 04.05.2016, S.4. 
47 Vgl. ebenda. 
48 Vgl. EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für Eurodac-Neufassung vom 04.05.2016, S.5. 
49 Vgl. ebenda. 
50 Vgl. EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für Eurodac-Neufassung vom 04.05.2016, S.6. 
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Minderjährige.51 Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Eurodac-VO nicht nur 

erneuert wurde, um sie an die neue Dublin-VO anzupassen, sondern auch, um 

das Eurodac-System deutlich umfangreicher nutzbar zu machen, mehr Daten 

zu sammeln und diese länger zu speichern.  

Stand im Gesetzgebungsverfahren 

Auch die neue Eurodac-VO soll im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren be-

schlossen werden. Derzeit steht dieses jedoch noch am Anfang. Das Europäi-

sche Parlament hat seinen Standpunkt zum Legislativvorschlag noch nicht be-

schlossen.52 Allerdings haben bislang schon 20 Erörterungen im Europäischen 

Rat oder seinen vorbereitenden Dienststellen stattgefunden.53 Stellungnahmen 

liegen bereits vom Europäischen Datenschutzbeauftragten, vom Wirtschafts- 

und Sozialausschuss sowie vom Ausschuss der Regionen vor.54 

4.1.2 Einrichtung einer Europäischen Asylagentur 

Nachfolgend wird der „Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Par-

laments und des Rates über die Asylagentur der Europäischen Union und zur 

Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 439/2010“55 vorgestellt. Dieser sieht im 

Wesentlichen vor, das Europäische Unterstützungsbüro für Asylfragen 

(EASO) in eine echte Agentur zu transformieren und es entsprechend mit 

mehr Kompetenzen auszustatten. Das EASO besteht seit dem 01.02.2011 

und erfüllt seitdem seine Hauptaufgabe, die darin besteht verschiedene MS 

der EU in Asylfragen zu unterstützen.56 Außerdem erstattet das EASO jährlich 

Bericht über die Asylsituation in Europa.57 Die Europäische Kommission be-

schreibt die Agentur im Kontext des Vorschlags als „eines der Instrumente, 

das wirksam eingesetzt werden kann, um die strukturellen Defizite des GEAS 

zu beheben“58, der Agentur wird also seitens der Kommission eine große Be-

deutung zugeschrieben.     

Der Vorschlag enthält fünf Kernaspekte.59 Um den Informationsaustausch und 

die praktische Zusammenarbeit zwischen den MS und der Agentur 

                                                

51 Vgl. EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für Eurodac-Neufassung vom 04.05.2016, S.40. 
52 Vgl. European Parliament / Legislative Observatory: 2016/0132(COD). 
53 Vgl. EUR-Lex (Hg.) Kommissionsvorschlag für Eurodac-Neufassung, Reiter: Verfahren. 
54 Vgl. ebenda. 
55 EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für eine Asylagentur vom 04.05.2016, S.1. 
56 Vgl. Europäisches Unterstützungsbüro für Asylfragen, pdf-Broschüre, 2014, S.8. 
57 Europäisches Parlament: Europäisches Unterstützungsbüro für Asylfragen: Jahresbericht 
2016. 
58 EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für eine Asylagentur vom 04.05.2016, S.2. 
59 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für eine Asylagentur vom 04.05.2016, S.7. 
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voranzutreiben, wird diese bislang freiwillige Aufgabe künftig verpflichtend für 

beide Akteure.60 Die Zusammenarbeit mit anderen Akteuren wie dem UNHCR 

und verschiedenen europäischen Einrichtungen soll intensiviert werden. 61 Zu-

sätzlich soll die Agentur mehr Informationen als bislang sammeln und diese 

so verarbeiten, dass sie die MS damit besser unterstützen und beispielsweise 

als Frühwarnsystem fungieren kann.62 Darüber hinaus soll die Agentur die An-

wendung des in der Dublin-IV-VO eingeführten Korrekturmechanismuses un-

terstützen.63 Der zweite wichtige Aspekt, den der Vorschlag enthält, beinhal-

tet, dass die Asylagentur künftig Informationen über Herkunftsländer von Asyl-

suchenden zwischen den MS besser koordiniert und somit eine höhere Über-

einstimmung bei der Entscheidung über die Asylanträge in den einzelnen MS 

erreicht werden kann.64 Aufgrund des so entstehenden Informationspools zu 

Herkunftsländern Asylsuchender soll die Agentur auch dann miteinbezogen 

werden, wenn die Kommission es beabsichtigt einen weiteren Drittstaat auf 

die gemeinsame EU-Liste sicherer Herkunftsstaaten zu setzen.65 Dadurch 

wird deutlich, dass die Europäische Union stets bemüht ist, die Asylverfahren 

und ihre Ergebnisse weiter zu harmonisieren. Auch der dritte Aspekt drückt 

diese Bemühung aus. Laut Vorschlag soll die Agentur künftig die Anwendung 

von Unionsrecht und „operativen Normen“ zum Thema Asyl fördern.66 „Ope-

rative Normen“ sind vergleichbar mit Anwendungsvorschriften oder Leitlinien. 

Im Zuge dessen soll die Agentur Leitfäden oder ähnliches erarbeiten, die ge-

nauer beschreiben, wie das europäische Asylrecht umzusetzen ist. 67 Inwie-

fern diese von den MS bei der Umsetzung berücksichtigt werden, soll die 

Agentur ebenfalls erfassen.68 

Der vierte Aspekt beinhaltet eine neue wichtige Aufgabe für die Asylagentur 

der Europäischen Union. Sie soll die Umsetzung des GEAS bewerten und 

kontrollieren.69 Berücksichtigt werden sollen dabei „die Asylverfahren, das 

Dublin-System, die Anerkennungsquoten und die Art und Qualität der Gewäh-

rung des internationalen Schutzes –, die Kontrolle der Einhaltung der operati-

ven Normen und Leitlinien sowie die Überprüfung der Asyl- und 

                                                

60 Vgl. ebenda. 
61 Vgl. ebenda.  
62 Vgl. ebenda. 
63 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für eine Asylagentur vom 04.05.2016, S.8. 
64 Vgl. ebenda. 
65 Vgl. ebenda. 
66 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für eine Asylagentur vom 04.05.2016, S.9. 
67 Vgl. ebenda. 
68 Vgl. ebenda. 
69 Vgl. ebenda. 
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Aufnahmesysteme und der Kapazitäten der Mitgliedstaaten für die effiziente 

Verwaltung dieser Systeme – insbesondere wenn die Mitgliedstaaten unver-

hältnismäßigem Druck ausgesetzt sind“70. Demnach soll die Asylagentur künf-

tig nahezu alle wichtigen Aspekte des GEAS überwachen und auswerten. Der 

fünfte Kernaspekt des Vorschlags sieht mehr Aufgaben und eine bedeuten-

dere Rolle der Agentur in der operativen und technischen Unterstützung der 

ML vor.71 Diese Unterstützung findet beispielsweise bei Dolmetscherdiensten, 

der Asylverfahrensbearbeitung und bei der Einschätzung der Situation in den 

Herkunftsländern statt.72 Im Rahmen dieser Unterstützung sollen zudem so-

genannte „Asyl-Unterstützungsteams“ eingesetzt werden, welche auf Vor-

schlag der Agentur, auf Verlangen eines Mitgliedsstaats, oder bei Gefährdung 

des GEAS sogar per Kommissionsbeschluss entsandt werden können.73 Bei-

spielsweise könnte sich ein MS bei der Antrags-Registrierung und sogar bei 

ihrer -Prüfung unterstützen lassen.74 Damit diese und weitere Unterstützung 

funktioniert, werden die MS in dem Vorschlag vom 04.05.2016 dazu verpflich-

tet, den Asyl-Unterstützungsteams den Zugriff auf sämtliche Datenbanken zu 

ermöglichen. 75   

Neben den genannten fünf Kernaspekten enthält der Vorschlag ein Mandat 

zur Verarbeitung personenbezogener Daten für die Asylagentur, allerdings 

nur im Rahmen der zuvor genannten Aufgaben der Agentur.76 Zudem soll der 

Informationsaustausch und die Zusammenarbeit mit Drittstaaten ausgebaut 

werden.77 Um den mit dem Vorschlag ausgeweiteten Aufgaben gerecht zu 

werden, soll die Asylagentur auch organisatorisch angepasst und ihr Personal 

bis 2020 deutlich aufgestockt werden.78 Letztlich verpflichtet der Vorschlag die 

Asylagentur dazu, jährlich über ihre Tätigkeiten Bericht zu erstatten.79  

Stand im Gesetzgebungsvorhaben 

Die neue Verordnung über die Asylagentur der Europäischen Union wird 

ebenfalls im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren beschlossen.80 Sie befin-

det sich derzeit im gleichen Verfahrensstand wie die neue Eurodac-VO. Das 

                                                

70 Vgl. ebenda. 
71 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für eine Asylagentur vom 04.05.2016, S.10. 
72 Vgl. ebenda. 
73 Vgl. ebenda. 
74 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für eine Asylagentur vom 04.05.2016, S.11.  
75 Vgl. ebenda. 
76 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für eine Asylagentur vom 04.05.2016, S.11.  
77 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für eine Asylagentur vom 04.05.2016, S.12. 
78 Vgl. ebenda. 
79 Vgl. ebenda. 
80 Vgl. EUR-Lex (Hg.) Kommissionsvorschlag eine Asylagentur, Reiter: Verfahren. 
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heißt, es hat bereits mehrere Erörterungen im Europäischen Rat oder seinen 

vorbereitenden Dienststellen sowie mehrere Stellungnahmen dazu gegeben, 

ein beschlossener Standpunkt des Parlaments steht indes noch aus.81 Das 

Verfahren steht also noch am Anfang. 

4.1.3 Überführung der Verfahrensrichtlinie in eine Verordnung 

Die Europäische Kommission argumentiert, dass die Richtlinie 2013/32/EU 

die Asylverfahren in den MS in einem nicht ausreichenden Maße vereinheitli-

chen konnte, sodass sie nicht vollends im Einklang mit den Zielen der euro-

päischen Asylpolitik stehen.82 Am 13.07.2016 legte sie daher einen Vorschlag 

für eine „Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Ein-

führung eines gemeinsamen Verfahrens zur Gewährung internationalen 

Schutzes in der Union“ vor, der die Richtlinie 2013/32/EU aufheben und erset-

zen soll.83  

Inhaltlich sieht der Vorschlag unter anderem eine Verkürzung der Frist beim 

Zugang zu einem Asylverfahren und bei der Prüfung von Anträgen vor.84 Ins-

gesamt sollen alle Asylverfahren in der Union kürzer dauern. Hierzu wird im 

Vorschlag eine sechsmonatige Frist für die Antragsprüfung eingeführt, welche 

nur einmalig um drei Monate verlängert werden darf, beispielsweise bei einem 

komplexen Sachverhalt oder einem hohen Antragsaufkommen.85 Um die Be-

deutung dieser neuen Frist zu unterstreichen, wird angeführt, dass zwischen 

April 2015 und April 2016 die Hälfte aller Verfahren die neue Frist überschritt. 

Zusätzlich enthält der Kommissionsvorschlag „Fristen für die Einlegung von 

Rechtsbehelfen und für Entscheidungen in der ersten Rechtsbehelfs-

instanz“86, um diese europaweit zu harmonisieren. Für die Registrierung soll 

eine Frist festgelegt werden.87  

Eine weitere wichtige Änderung, die der Vorschlag enthält, ist die künftig ver-

pflichtende Anwendung des Zulässigkeitsverfahrens und des beschleunigten 

Prüfverfahrens nach Artikel 40 des Vorschlags, sofern bestimmte 

                                                

81 Vgl. ebenda. 
82 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.8. 
83 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.1. 
84 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.4. 
85 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.13. 
86 Vgl. ebenda. 
87 Vgl. ebenda. 
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Voraussetzungen vorliegen.88 Das beschleunigte Prüfverfahren muss laut 

Vorschlag daher künftig angewendet werden, wenn bestimmte Kriterien von 

einem Antragsteller erfüllt werden – kommt er beispielsweise aus einem so-

genannten „sicheren Herkunftsstaat“, soll innerhalb von zwei Monaten über 

seinen Antrag entschieden werden.89 Unter den Zulässigkeitsverfahren sind 

jene zu verstehen, bei denen unter anderem geprüft wird, ob der Asylsu-

chende über einen sicheren Drittstaat, wie es zum Beispiel die Türkei ist, ein-

gereist ist.90 Ist dies der Fall, gilt der Antrag per se als unzulässig. Seine Be-

gründetheit muss dann nicht mehr geprüft werden.91 Aber auch andere Krite-

rien ermöglichen die Anwendung des Zulässigkeitsverfahrens. Handelt es sich 

zum Beispiel um einen Folgeantrag, der mit den gleichen Kriterien wie der 

bereits abgelehnte Ursprungsantrag gestellt wird, wird er als unzulässig ab-

gelehnt.92 Für die Prüfung von Anträgen, die gemäß Art. 36 des Vorschlags 

als unzulässig abzulehnen sind, wird darüber hinaus eine Frist von einem Mo-

nat vorgeschlagen.93 Das Zulässigkeitsverfahren soll in lediglich zehn Arbeits-

tagen durchgeführt werden, wenn das Konzept vom ersten Asylstaat oder si-

cheren Drittstaat angewendet werden kann.94  

Bezüglich der sogenannten „sicheren Staaten“ enthält der Vorschlag einige 

neue Bestimmungen. Unterschieden wird dabei in die sicheren Herkunfts-, 

ersten Asyl- und Drittstaaten. Als Herkunftsstaaten gelten dabei jene, deren 

Staatsangehörigkeit Asylantragsteller besitzen. Die „ersten Asylstaaten“ und 

sichere Drittstaaten sind jene Staaten, die nicht Herkunftsstaaten sind und 

dem Antragsteller Asyl bieten könnten. Beim Aspekt der „sicheren Staaten“ 

strebt die Europäische Kommission eine vollständige Vereinheitlichung und 

eine strengere Anwendung an. Die Informationen, die zur Einschätzung der 

Sicherheitslage in den entsprechenden Staaten benötigt werden, sollen durch 

die Asylagentur der Europäischen Union beschafft, analysiert und zur Verfü-

gung gestellt werden. Der Vorschlag beinhaltet zudem eine „Verfallsklausel“, 

welche besagt, dass die neue Asylverfahrensverordnung mit ihrer Liste 

                                                

88 Vgl. ebenda. 
89 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.71. 
90 Pro Asyl e.V.: Europäischer Rat - Komplettdemontage des Asylrechts geplant? 14.12.2017. 
91 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.18. 
92 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
Art. 36, Nr. 1.c). 
93 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.13. 
94 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.14. 
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sicherer Staaten die Listen der MS innerhalb von fünf Jahren nach ihrem In-

krafttreten vollständig ersetzen soll.95 

Bezüglich der sicheren Herkunftsstaaten hat die Europäische Kommission be-

reits am 09.09.2015 einen Vorschlag für eine Verordnung zur Erstellung einer 

gemeinsamen EU-Liste sicherer Herkunftsstaaten vorgelegt. Darin wird der 

Begriff des sicheren Herkunftsstaats definiert und es werden sieben Staaten 

zu sicheren Herkunftsländern erklärt, darunter zum Beispiel die Türkei oder 

Bosnien und Herzegowina.96 Demnach handelt es sich um einen sicheren Her-

kunftsstaat, „wenn sich anhand der dortigen Rechtslage, der Anwendung der 

Rechtsvorschriften in einem demokratischen System und der allgemeinen po-

litischen Lage nachweisen lässt, dass dort generell und durchgängig weder 

eine Verfolgung im Sinne des Artikels 9 der Richtlinie 2011/95/EU noch Folter 

oder unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe noch Bedro-

hung infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder inner-

staatlichen bewaffneten Konflikts zu befürchten sind.“ 97 Der genannte Artikel 

9 definiert genauer, was als Verfolgungshandlung gesehen werden kann, so 

zum Beispiel Handlungen, die eine Verletzung der Menschenrechte darstel-

len.98 Die Europäische Kommission plant wie folgt zu verfahren: Die Verord-

nung zur Erstellung einer gemeinsamen EU-Liste sicherer Herkunftsstaaten 

soll zunächst erlassen werden, vor Inkrafttreten der neuen Asylverfahrensver-

ordnung jedoch in selbige überführt werden.99   

Im Folgenden werden die Neuerungen für das Konzept der sicheren Drittstaa-

ten erläutert. Laut Vorschlag sollen die MS ihren Ermessensspielraum bei der 

Anwendung des Konzepts der sicheren Drittstaaten künftig verlieren. Die An-

wendung soll verpflichtend werden.100 Außerdem definiert der Vorschlag die 

Konzepte genauer. Demnach wird der erste Asylstaat vom sicheren Drittstaat 

abgegrenzt. Ersterer unterscheidet sich von letzterem dadurch, dass er dem 

Antragsteller schon einmal ausreichenden Schutz im Sinne des Kommissions-

vorschlag gewährt hat und dies weiterhin tun würde.101 Beim sicheren 

                                                

95 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.21. 
96 Vgl. Vorschlag für eine gemeinsame EU-Liste sicherer Herkunftsstaaten, S. 2 und 4. 
97 Vorschlag für eine gemeinsame EU-Liste sicherer Herkunftsstaaten, S. 2. 
98 Richtlinie 2011/95/EU, Art. 9. 
99 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.20. 
100 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.19. 
101 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.19. 
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Drittstaat reicht die Möglichkeit, dass der Antragsteller dort ausreichenden 

Schutz erhalten kann.102 Die Asylbedingungen der Genfer Flüchtlingskonven-

tion müssen in beiden „Konzeptstaaten“ nicht zwingend eingehalten werden, 

stattdessen nimmt die Europäische Kommission in Artikel 44 und 45 eine ei-

genständige Definition vor, welchen Drittstaaten die Aufnahme von Asylsu-

chenden anvertraut werden kann.103 

Der Vorschlag enthält darüber hinaus wichtige Verfahrensgarantien für An-

tragsteller, beispielsweise sollen sie ein verbindliches Recht auf eine persön-

liche Anhörung in ihrer Sprache und kostenfreie Rechtsberatung und -vertre-

tung erhalten.104 Begründet werden die neuen Verfahrensgarantien mit recht-

lichen Verschärfungen und Fristverkürzungen in anderen Vorschlägen vom 

Mai und Juli 2016. Die Verfahren sollen künftig straffer und strenger ablaufen. 

Jedoch soll dabei sicher gestellt werden, dass die Antragsteller alles Rele-

vante äußern können und dass sie sprachlich und rechtlich verstehen, wie 

verfahren wird. So wird im Vorschlag näher ausgeführt, unter welchen Um-

ständen die persönliche Anhörung durchgeführt werden soll. Sie soll zum Bei-

spiel vertraulich stattfinden und von Personen durchgeführt werden, die ei-

gens dazu ausgebildet wurden.105 Hiermit werden die Rechte der Asylsuchen-

den im Verfahren deutlich gestärkt. Die genannten Maßnahmen können auch 

zu der Qualität der Verfahren beitragen. In dem Vorschlag finden sich zudem 

Vorschriften, die den besonderen Bedürfnissen von beispielsweise unbeglei-

teten Minderjährigen im Verfahren Rechnung tragen.106 Aber auch für andere 

besonders schutzbedürftige Antragsteller bietet der Vorschlag Neuregelun-

gen. In diese Gruppe zählen zum Beispiel Personen die Folter, Vergewalti-

gung oder andere Formen gravierender Gewalt erlebt haben und in Folge des-

sen schlechter am Asylverfahren teilnehmen können, da sie eventuell trauma-

tisiert sind.107 Der Vorschlag sieht es vor, von Grenz- und beschleunigten Prüf-

verfahren abzusehen, wenn die besonderen Verfahrensbedürfnisse beider 

genannter Personengruppen nicht erfüllt werden können.108 Hiermit werden 

                                                

102 Vgl. ebenda. 
103 Vgl. ebenda. 
104 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.5. 
105 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.15. 
106 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.5. 
107 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
Art. 20 Abs. 3. 
108 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
Art. 19 Abs. 3. 
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diese Personengruppen gegenüber den „normalen“ Antragstellern deutlich 

besser gestellt. Für unbegleitete Minderjährige enthält der Vorschlag zusätz-

liche Regelungen zur Vormundschaft, um diese in der Union zu vereinheitli-

chen.109 Laut Vorschlag soll den Vormündern nur eine angemessene Zahl an 

unbegleiteten Minderjährigen zugewiesen werden und ihre Arbeit soll mithilfe 

eines in dem Vorschlag inbegriffenen System überwacht werden.110 

Schon bestehende Vorschriften zur Sanktionierung von „missbräuchlichem 

Verhalten“ der Asylsuchenden im Verfahren werden in dem Vorschlag ver-

schärft.111 Zu diesem Verhalten zählen beispielsweise eine Sekundärmigra-

tion, ein Nicht-Aufhalten in dem Land, in dem der Antrag gestellt wurde, oder 

fehlende Mitwirkung im Verfahren. Hierbei sollen die MS stärker motiviert wer-

den, Antragsteller für dieses Verhalten zu sanktionieren. Wenn man zum Bei-

spiel seine Mitwirkung verweigert, indem man keine Fingerabdrücke zur Ver-

fügung stellt, soll dies künftig als „stillschweigende Rücknahme“ des Asylan-

trags gewertet werden, bislang hat es nur ein beschleunigtes Prüfverfahren 

zur Folge.112  Der Vorschlag benennt also weitere Rechte und Pflichten der 

Antragsteller im Verfahren. Insbesondere die Mitteilungspflicht der Antragstel-

ler und die Informationspflicht der Behörden wird ausgeweitet.113   

Zudem enthält der Vorschlag genauere Vorschriften dazu, wie mit Folgeanträ-

gen umzugehen ist und wie diese verfahrenstechnisch schneller bearbeitet 

werden können.114 Folgeanträge sind dabei alle Asylanträge von Antragstel-

lern, deren Asylantrag bereits zuvor in einem Mitgliedstaat der Europäischen 

Union rechtskräftig abgelehnt wurde. Sie sollen zunächst im Zulässigkeitsver-

fahren geprüft werden unter der Fragestellung, ob der Antragsteller relevante, 

neue Angaben zu seinem Asylbegehren machen kann, die die Aussicht auf 

Erfolg des Antrags erhöhen.115 Kann er dies nicht, soll der Antrag als offen-

sichtlich unbegründet negativ beschieden werden.116 Zu diesem Zeitpunkt im 

                                                

109 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.16. 
110 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.17. 
111 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.5. 
112 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.14. 
113 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.14. 
114 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.18. 
115 Vgl. ebenda. 
116 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.19. 
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Verfahren hat der Antragsteller noch nicht das Recht auf eine unentgeltliche 

Rechtsberatung.117 Bereits im ersten Schritt der Zulässigkeitsprüfung kann es 

zu Missverständnissen oder Rechtsunklarheit bei dem Antragsteller kommen. 

Da eine persönliche Anhörung hier nicht nötig ist und auch keine Rechtsbera-

tung zur Verfügung gestellt wird, entsteht das Risiko, dass einige Anträge zu 

Unrecht vorschnell abgelehnt werden. Die Europäische Kommission rechtfer-

tigt dies damit, dass die Folgeantragsteller bereits im Asylverfahren des Er-

stantrags alle Verfahrensgarantien, wie beispielsweise die persönliche Anhö-

rung, wahrnehmen konnten.118 

Abschließend kann konstatiert werden, dass der Vorschlag die verschiedenen 

nationalen Asylverfahrensvorschriften weiter harmonisieren soll. Dies wird mit 

folgenden Maßnahmen erreicht: Mithilfe neuer, kürzerer Fristen wird das Ver-

fahren gestrafft, zugleich soll das Zulässigkeitsverfahren und das beschleu-

nigte Prüfverfahren stärker zur Anwendung kommen, das Konzept der siche-

ren Staaten wird ausgebaut, neue Verfahrensgarantien für Antragsteller wer-

den festgelegt, aber auch Pflichten und Sanktionen bei missbräuchlichen Ver-

halten. 

Stand im Gesetzgebungsvorhaben 

Die Verordnung über gemeinsame Asylverfahren ist bislang noch nicht In Kraft 

getreten, das Ordentliche Gesetzgebungsverfahren läuft noch.119 Derzeit wird 

erwartet, dass das Europäische Parlament mithilfe des zuständigen Aus-

schusses seinen Standpunkt zum Kommissionsentwurf beschließt.120 Dem-

entsprechend ist das Verfahren noch am Anfang. Auf das nationale Asylver-

fahrensrecht in Deutschland zum Beispiel würde sich das Inkrafttreten der 

neuen europäischen Asylverfahrensverordnung so auswirken, dass dann be-

stimmte Abschnitte des Asylgesetzes „nicht mehr anwendbar“ wären.121 Da 

eine Verordnung unmittelbar wirkt und höherrangiges Recht darstellt, kann sie 

die nationalen Vorschriften zu einem großen Teil ersetzen. 

Das Verfahren für eine Verordnung zur Erstellung einer gemeinsamen EU-

Liste sicherer Herkunftsstaaten steht derzeit auf derselben Verfahrensstufe.122 

                                                

117 Vgl. ebenda. 
118 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.19. 
119 Vgl.EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren, Reiter: Verfah-
ren. 
120 Vgl. European Parliament / Legislative Observatory: 2016/0224(COD). 
121 Hocks, Stephan: Asylverfahren und Flüchtlingsschutz, S. 55. 
122 Vgl. European Parliament / Legislative Observatory: 2015/0211(COD). 
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Der Vorschlag hierzu wurde bereits am 09.09.2015 vorgelegt. Das Verfahren 

dauert an. 

4.1.4 Überführung der Anerkennungsrichtlinie in eine Verordnung 

Eng verknüpft mit der geplanten Verordnung für ein gemeinsames Verfahren 

zur Gewährung internationalen Schutzes in der Union ist auch der Vorschlag 

für eine Anerkennungsverordnung. Derzeit wird die Funktion dieser geplanten 

Verordnung noch von der sogenannten Qualifikationsrichtlinie 2011/95/EU er-

füllt. Aus Sicht der Kommission hat diese Richtlinie nicht zu einer ausreichen-

den Harmonisierung der Vorschriften im Bereich der Anerkennung geführt: die 

Anerkennungsquoten und gewährten Schutzstatus variieren noch stark zwi-

schen den MS.123 Der folgende Vorschlag soll dies ändern. Sein genauer 

Wortlaut lautet wie folgt: 

 „Vorschlag für eine Verordnung des europäischen Parlaments und des Rates über 

Normen für die Anerkennung von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Per-

sonen mit Anspruch auf internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status für 

Flüchtlinge oder für Personen mit Anspruch auf subsidiären Schutz und für den Inhalt 

des zu gewährenden Schutzes sowie zur Änderung der Richtlinie 2003/109/EG des 

Rates vom 25. November 2003 betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufent-

haltsberechtigten Drittstaatsangehörigen“124 

Hierbei handelt es sich folglich um die Anerkennung als Schutzbedürftiger, um 

den daraus folgenden Status, um die mit dem Status verbundenen Rechte und 

um die Änderung einer Richtlinie. Die Anerkennung als Person mit Recht auf 

internationalen Schutz erfolgt mit verschiedenen Abstufungen je nach Voraus-

setzungen des Antragstellers und drückt sich in verschiedenen Status aus. Im 

Zusammenhang mit diesem Vorschlag unterscheidet man dabei in anerkannte 

Flüchtlinge und subsidiär Schutzberechtigte. Erstere sind länger aufenthalts-

berechtigt. Die Bezeichnung „Anerkannte“ soll im Folgetext für Beide gelten. 

Der Vorschlag enthält fünf wichtige Vorhaben. Dabei handelt es sich zunächst 

um das Vorhaben, die Kriterien für die Anerkennung auf europarechtlicher Ba-

sis zu harmonisieren, indem man diese in der geplanten Verordnung präzi-

siert.125  Hierzu ersetzt der Vorschlag einige fakultative Regelungen, die den 

MS einen gewissen Ermessensspielraum lassen, durch verbindliche 

                                                

123 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Anerkennungsverordnung vom 13.07.2016, S.9,10. 
124 Kommissionsvorschlag für eine Anerkennungsverordnung vom 13.07.2016, S.1. 
125 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Anerkennungsverordnung vom 13.07.2016, S.5. 
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Vorschriften.126  Die Antragsbegründungspflicht wird ausgeweitet und es wird 

eine Pflicht zur Prüfung interner Schutzmöglichkeiten eingeführt.127 Letztere 

sind dann gegeben, wenn bestimmte Bedingungen erfüllt sind, sodass der An-

tragsteller in einem anderen Teil seines Herkunftslandes Schutz finden kann. 

Die Informationen hierzu kommen von der Asylagentur. Zudem berechtigt der 

Vorschlag die MS dazu, Folgeanträge abzulehnen, sofern sie auf selbst ge-

schaffenen Tatsachen, sogenannten Nachfluchtgründen beruhen, abzu-

lehnen.128 Beispielhaft wäre ein Fall eines muslimischen Iraners, der nach Ab-

lehnung seines Erstantrags zum Christentum konvertiert und seinen Folgean-

trag damit begründet, als Christ würde er in seiner Heimat verfolgt werden.  

Aber die Rechte von Antragstellern werden auch gestärkt in dem Vorschlag. 

Die ständige Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europäischen Union 

fließt insofern ein, dass von einem Antragsteller künftig nicht mehr verlangt 

werden darf, dass er „von bestimmten Praktiken absieht, um die Gefahr einer 

Verfolgung zu vermeiden, wenn ein solches Verhalten oder diese Praktiken 

untrennbar mit seiner Identität verbunden sind.“129 Anträge von Homo- und 

Bisexuellen wurden häufig mit dieser Begründung abgelehnt. Auch seitens 

des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge ergehen aktuell noch Entschei-

dungen, die diese künftig rechtswidrige Begründung enthalten.130 Der Vor-

schlag präzisiert darüber hinaus welche Straftaten eine Anerkennung verhin-

dern.131  

Das zweite Vorhaben beabsichtigt eine weitere Annäherung der verschiede-

nen Anerkennungsquoten der MS.132 Das heißt, Asylsuchende mit der glei-

chen Herkunft und den gleichen Voraussetzungen für eine Schutzbedürftigkeit 

sollen unabhängig vom Mitgliedsstaat, wo sie ihren Antrag stellen, die gleiche 

Entscheidung darüber erhalten. Die MS sollen nicht mehr aufgrund von eige-

nen Erwägungen entscheiden, ob Staaten als sicher gelten, sondern nur noch 

auf Basis der durch die Asylagentur beschafften Informationen.133 Außerdem 

verpflichtet der Vorschlag die MS dazu, die Informationen der Asylagentur zur 

Frage zu nutzen, ob Organisationen wie der IS Staaten oder Teile davon 

                                                

126 Vgl. ebenda. 
127 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Anerkennungsverordnung vom 13.07.2016, S.15. 
128 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Anerkennungsverordnung vom 13.07.2016, S.15. 
129 Vgl. ebenda. 
130 Vgl. Leipziger Volkszeitung: Bisexuellem Tunesier droht Abschiebung aus Leipzig, 10.01.18 
131 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Anerkennungsverordnung vom 13.07.2016, S.15. 
132 Vgl. ebenda. 
133 Vgl. ebenda. 
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beherrschen, sodass einheitlich entschieden wird.134 Auch in anderen Belan-

gen schreibt die Anerkennungsverordnung die Nutzung der Informationen der 

Asylagentur vor. 

Das dritte Anliegen des Vorschlags ist es, eine strengere Einhaltung des 

Grundsatzes, dass Schutz nur solange gewährt wird, wie eine Gefährdung im 

Herkunftsstaat vorliegt, durchzusetzen.135 Dies soll erreicht werden, indem 

den MS vorgeschrieben wird, den Status immer dann zu überprüfen, wenn 

seine Gültigkeitsdauer erst- oder zweitmalig verlängert wird oder wenn sich 

die Situation im Herkunftsstaat „wesentlich verändert“136. Dabei gilt, je 

schlechter der Schutzstatus, desto häufiger wird er überprüft, also bei sub-

sidiär Schutzberechtigten öfter als bei anerkannten Flüchtlingen. Stellt sich bei 

der Überprüfung heraus, dass die betreffende Person kein Recht mehr auf 

internationalen Schutz hat, so findet anschließend die Aberkennung statt und 

binnen drei Monaten entweder ihre freiwillige Ausreise, ihre Rückführung oder 

die Beantragung eines Aufenthalts zu einem anderen Zweck, zum Beispiel 

zum Studieren. Gemäß den Artikel 14 Abs. 1 und 20 Abs. 1 des Vorschlags 

werden die Asylbehörden zur Aberkennung verpflichtet, wenn keine Schutz-

bedürftigkeit mehr vorliegt.137 Die Maßnahme wird vermutlich vor allem die 

Zahl der Rückführungen erhöhen. Dennoch soll laut Kommission die Integra-

tion der Personen mit Schutzstatus nicht vernachlässigt werden.138 In diesem 

Zusammenhang sind in dem Vorschlag weitere Rechte und Pflichten dieser 

Personen sowie Anreize zur Integration festgelegt worden.139 Diese „Anreize“ 

sind zum Beispiel die Möglichkeiten von MS, bei der Nichtteilnahme an Integ-

rationsmaßnahmen die Sozialleistungen weitgehend zu entziehen.140 Diese 

sind eher mit Sanktionsmöglichkeiten bei Integrationsverweigerung gleichzu-

setzen. Der Artikel 38 des Vorschlags ermöglicht MS zusätzlich, Anerkannte 

zur Teilnahme an Integrationsmaßnahmen zu verpflichten.141 

Das vierte Vorhaben besteht darin, Sekundärmigration von Anerkannten zu 

verhindern.142 Hierbei spricht die Kommission von neu geschaffenen „Nega-

tivanreizen“143, also Sanktionsmöglichkeiten für Anerkannte, die sich in einem 

                                                

134 Vgl. ebenda. 
135 Vgl. ebenda. 
136 Kommissionsvorschlag für eine Anerkennungsverordnung vom 13.07.2016, S.5. 
137 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Anerkennungsverordnung vom 13.07.2016, S.16. 
138 Vgl. ebenda. 
139 Vgl. ebenda. 
140 Vgl. ebenda. 
141 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Anerkennungsverordnung vom 13.07.2016, S.19. 
142 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Anerkennungsverordnung vom 13.07.2016, S.6. 
143 Vgl. ebenda. 
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anderen MS aufhalten als dem, der ihnen Schutz zuerkannt hat. Aufenthalte 

von bis zu 90 Tagen in einem Zeitraum von 180 Tagen sind dabei unschäd-

lich.144 Laut Vorschlag soll die Richtlinie über die Rechtsstellung der langfristig 

aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen geändert werden.145 In diese 

Gruppe zählen alle Drittstaatsangehörige, wenn sie ihren gewöhnlichen und 

rechtmäßigen Aufenthalt seit mindestens fünf Jahren in einem Mitgliedsstaat 

der Europäischen Union haben.146  Um für Rechtsklarheit zu sorgen, beinhal-

tet der Artikel 24 des Vorschlags eine Informationspflicht für die zuständigen 

Behörden.147 

Mit dem fünften Vorhaben beabsichtigt die Kommission, die Rechte Anerkann-

ter weiter zu harmonisieren. Bezüglich ihrer Aufenthaltstitel und deren Gel-

tungsdauer sowie bezüglich der Bedingungen für Sozialhilfe und soziale Si-

cherheit soll einheitlich verfahren werden.148 Sowohl allgemeine Bestimmun-

gen als auch spezielle, wie jene zur Wahrung der Familieneinheit, werden prä-

zisiert.149 Aufenthaltstitel und Reisedokumente sollen hinsichtlich ihrer Gel-

tungsdauer und ihrer Gestaltung vereinheitlicht werden.150 Die Gleichbehand-

lung am Arbeitsplatz und bei der Anerkennung ausländischer Abschlüsse und 

anderer Kompetenzen soll abgesichert sein.151  

Insgesamt lässt sich feststellen, dass der Vorschlag für eine neue Anerken-

nungsverordnung folgende Ziele verfolgt: die Harmonisierung von Vorschrif-

ten, die Beschränkung des Schutzes im begründeten Einzelfall sowie die Ab-

sicherung der Rechte Anerkannter. 

Stand im Gesetzgebungsvorhaben 

Der Kommissionsvorschlag zur Anerkennungsverordnung steht derzeit noch 

am Beginn des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens. Bislang gab es 17 Er-

örterungen im Rat und seinen vorbereitenden Dienststellen sowie Stellung-

nahmen des Wirtschafts- und Sozialausschusses und des Ausschusses der 

Regionen.152 Derzeit wird die erste Lesung im Parlament erwartet.153  

                                                

144 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Anerkennungsverordnung vom 13.07.2016, S.17. 
145 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Anerkennungsverordnung vom 13.07.2016, S.6.. 
146 Vgl. Drittstaatsangehörige – Regeln für langfristig Aufenthaltsberechtigte, S.1. 
147 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Anerkennungsverordnung vom 13.07.2016, Art.24. 
148 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Anerkennungsverordnung vom 13.07.2016, S.6. 
149 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Anerkennungsverordnung vom 13.07.2016, S.17. 
150 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Anerkennungsverordnung vom 13.07.2016, S.17. 
151 Vgl. ebenda. 
152 Vgl. EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für eine Anerkennungsverordnung, Reiter: Ver-
fahren. 
153 Vgl. European Parliament / Legislative Observatory: 2016/0223(COD). 
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4.1.5 Überarbeitung der Richtlinie über Aufnahmebedingungen 

Ferner enthielten die Vorschläge der Europäischen Kommission einen Vor-

schlag für eine Neufassung der Richtlinie über Normen für die Aufnahme von 

Asylantragstellern. Diese soll Mindeststandards für die Aufnahmebedingun-

gen nach der Asylantragstellung bis zur Entscheidung darüber bestimmen, 

zum Beispiel in den Bereichen „Unterkunft, Verpflegung, Gesundheitsversor-

gung und Beschäftigung sowie medizinischer und psychologischer Versor-

gung“154. Den Maßnahmen des Vorschlags sind drei Vorhaben zuzuordnen. 

Eines davon ist zum Beispiel eine weitere Harmonisierung der Aufnahmebe-

dingungen.155 Diese sollen erreicht werden, indem die MS dazu verpflichtet 

werden, operative Normen und Indikatoren zu befolgen, die von der Asylagen-

tur ausgearbeitet werden. Hierzu veröffentlicht die Asylagentur regelmäßig 

Leitfäden. Der aktuellste Leitfaden wurde vom Europäischen Unterstützungs-

büro für Asylfragen, zukünftig Asylagentur, im September 2016 veröffent-

licht.156 Zudem sind Notfallpläne für Situationen mit einem besonders erhöh-

tem Antragsaufkommen vorzuhalten.157 Darüber hinaus enthält der Vorschlag 

günstigere Regelungen für Asylsuchende mit besonderen Aufnahmebedürf-

nissen.158 Dies können zum Beispiel unbegleitete Minderjährige sein. Der Vor-

schlag beschreibt die Aufgaben von Vormündern.159 

Die nachfolgend genannten Maßnahmen sollen Sekundärmigration verhin-

dern. Um die Einhaltung der Dublin-VO sicher zu stellen und ein „Untertau-

chen“ der Antragsteller zu verhindern, soll eine stärkere Einschränkung der 

Bewegungsfreiheit ermöglicht werden und die Nichteinhaltung der Beschrän-

kungen härter bestraft werden.160 Erreicht wird dies laut Vorschlag mit Melde-

pflichten, Wohnsitzauflagen und mithilfe der Beschränkung materieller Leis-

tungen auf Sachleistungen.161 Besteht eine akute Fluchtgefahr von Antragstel-

lern, können diese laut Vorschlag dazu verpflichtet werden sich regelmäßig 

                                                

154 Europäische Kommission: Das GEAS, Richtlinie über Aufnahmebedingungen, S. 7. 
155 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie über Aufnahmebedingungen vom 13.07.2016, 
S.4. 
156 Europäisches Unterstützungsbüro für Asylfragen: EASO-Leitfaden: operative Normen und 
Indikatoren. 
157 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie über Aufnahmebedingungen vom 13.07.2016, 
S.5. 
158 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie über Aufnahmebedingungen vom 13.07.2016, 
S.14. 
159 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie über Aufnahmebedingungen vom 13.07.2016, 
S.15. 
160 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie über Aufnahmebedingungen vom 13.07.2016, 
S.5. 
161 Vgl. ebenda. 
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bei Behörden zu melden.162 Für die Aufnahmebedingungen wird im Zuge des-

sen auch bestimmt, dass Antragsteller, die sich nicht im für sie zuständigen 

MS aufhalten, keinen Arbeitsmarktzugang erhalten und ihre Kinder keinen An-

spruch darauf haben zur Schule zu gehen.163 Zur Wahrung des Kindeswohls 

können die MS günstigere Regelungen treffen. Lediglich eine medizinische 

Versorgung und ein „menschenwürdiges Leben“ soll ermöglicht werden .164 

Um letzteres zu gewährleisten, hält der Vorschlag fest, dass eine Unterkunft, 

Verpflegung und Grundbedarfsartikel wie Kleidung nicht entzogen werden 

dürfen.165 Zusätzlich erweitert der Vorschlag die Tatbestände, die zu erfüllen 

sind, damit materielle Leistungen gekürzt oder als Sachen gewährt werden 

können und jene, die eine Inhaftierung zulassen.166 All jene, deren Anträge 

voraussichtlich abgelehnt werden, sollen keinen Arbeitsmarktzugang erhal-

ten.167 

Das dritte Vorhaben zielt auf eine bessere und frühzeitigere Integration von 

Antragstellern ab. Um ihre Unabhängigkeit zu stärken, soll die Frist für den 

Arbeitsmarktzugang auf höchstens sechs Monate nach Antragstellung ver-

kürzt werden.168 Asylsuchende, deren Antrag Aussicht auf Erfolg hat, sollen 

gar binnen drei Monaten einen Arbeitsmarktzugang erhalten.169 Des Weiteren 

nennt der Vorschlag Arbeitsbedingungen für Asylsuchende, die eine weitge-

hende Gleichbehandlung mit EU-Bürgern sicherstellen soll.170 Jedoch können 

Familienleistungen sowie Leistungen für Arbeitslose nach dem Vorschlag be-

schränkt werden.171 

Zusammenfassend enthält der Vorschlag Maßnahmen zur Harmonisierung 

der Aufnahmebedingungen, zur Verbesserung der Integration und zur Verrin-

gerung der Sekundärmigration. 

 

                                                

162 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie über Aufnahmebedingungen vom 13.07.2016, 
Art. 7 Abs. 3 
163 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie über Aufnahmebedingungen vom 13.07.2016, 
S.13. 
164 Vgl. ebenda. 
165 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie über Aufnahmebedingungen vom 13.07.2016, 
S.17. 
166 Vgl. ebenda. 
167 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie über Aufnahmebedingungen vom 13.07.2016, 
S.18. 
168 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie über Aufnahmebedingungen vom 13.07.2016, 
S.5. 
169 Vgl. ebenda. 
170 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie über Aufnahmebedingungen vom 13.07.2016, 
S.19. 
171 Vgl. ebenda. 
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Stand im Gesetzgebungsvorhaben 

Der Vorschlag für die Neufassung der betreffenden Richtlinie steht noch am 

Anfang des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens. Zum jetzigen Stand ha-

ben 16 Erörterungen im Rat und seinen vorbereitenden Dienststellen stattge-

funden.172 Sobald die Richtlinie beschlossen wird und in Kraft tritt, haben die 

MS sechs Monate Zeit, deren Bestimmungen in ihr nationales Recht zu über-

führen.173 

4.2 Zielstellungen der Kommissionsvorschläge im Vergleich mit dem 

Status Quo 

Mit der Vorlage der Europäischen Migrationsagenda im Jahr 2015 wurde deut-

lich, dass die EU eine umfassende Reform des GEAS anstrebt. Die unter 4.1 

erläuterten Vorschläge sollen zu dieser Reform wesentlich beitragen. Hierzu 

weisen sie verschiedene Zielstellungen auf. Teilweise soll dasselbe Ziel mit 

verschiedenen Mitteln erreicht werden. Beispielhaft dafür ist das Ziel der Ver-

ringerung von Sekundärmigration, das in jedem der Vorschläge benannt wird. 

Ein weiteres allgemeines Ziel der Reform ist die Harmonisierung der Vorschrif-

ten in allen Bereichen des Asylprozesses, welche mit unmittelbar geltenden 

Verordnungen erreicht werden soll. Zudem wird eine gesteigerte Effektivität 

und gleichmäßige Lastenverteilung zwischen den MS angestrebt. Dieses Ka-

pitel wird die Zielstellungen der Kommissionsvorschläge mit dem Status Quo 

vergleichen, um herauszustellen, warum Reformbedarf besteht und was die 

Reform bezwecken soll.  

Dublin-IV-Verordnung  

Die Neufassung der Dublin-Verordnung soll vor allem die geltenden Vorschrif-

ten vereinfachen, die Wirksamkeit des Dublin-Systems intensivieren und es 

beständiger für Krisenzeiten machen.174 Das diese Zielsetzung notwendig ist, 

lässt auf den gegenwärtigen Zustand schließen, in dem die Vorschriften der 

geltenden Dublin-III-Verordnung zum Teil intransparent sind. Des Weiteren 

wurden insbesondere im Krisenjahr 2015 Entscheidungen von Staaten getrof-

fen, die nicht im Einklang mit der Dublin-VO standen, wie beispielsweise die 

Entscheidung der deutschen Regierung, Asylsuchende aus Ungarn nach 

Deutschland einreisen zu lassen oder die Nichtregistrierung von 

                                                

172 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie über Aufnahmebedingungen, Reiter: Verfahren. 
173 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie über Aufnahmebedingungen vom 13.07.2016, 
Art. 31 Abs. 1 
174 Vgl. EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S.3. 
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Ankommenden in hoch belasteten Staaten an der Außengrenze der Union. 

Für einige politische Akteure auf der Unionsebene hat dies die fehlende Kri-

senbeständigkeit des Dublin-Systems offenbart. Da die Ermessensspielräume 

rechtlich momentan noch bestehen, wird die Dublin-VO nicht in voller Konse-

quenz umgesetzt. In der Praxis machen Staaten vom Selbsteintrittsrecht Ge-

brauch und übernehmen die Zuständigkeit anstatt Asylsuchende zu überstel-

len. 

Um den Status Quo des Dublin-Systems genau zu ermitteln, ließ die Kommis-

sion Studien anfertigen.175 Diese ergaben unter anderem, dass die Dublin-III-

VO nicht zu einer gerechten Lastenverteilung entsprechend der Kapazitäten 

der MS führt.176 Deswegen setzt sich der Vorschlag zum Ziel, mit verlässlichen 

Vorschriften den Zustand zu verbessern, dass nur mithilfe von Umsiedlungs-

beschlüssen, also schlecht planbaren Notfallmaßnahmen, eine Entlastung er-

reicht werden kann.177 Kürzere Überstellungsfristen sollen zudem den Zustand 

verbessern, dass Überstellungsverfahren immer noch sehr lange dauern, 

nämlich bis zu elf Monaten.178 Die neue VO soll der Zielstellung des raschen 

Zugangs zum Asylverfahren näher kommen. Im derzeitigen Dublin-System 

besteht ein stetiges Missbrauchsrisiko durch die Antragsteller. Die Neufas-

sung verfolgt das Ziel, dies zu senken. Letztlich soll sie auch dazu beitragen, 

die Sekundärmigration, also mehrmalige Antragstellung, die in der Praxis im 

erheblichem Maße vorkommt, zu verringern. So gab es allein im November 

2017 in Deutschland 6.333 Fälle, in denen Anträge gestellt wurden, für die 

nach Dublin-III-VO eigentlich ein anderer MS zuständig ist.179 

Eurodac-Verordnung  

Das Anliegen der Neufassung der Eurodac-VO besteht darin, selbiges wirk-

samer zu machen und besser auf die derzeitigen Entwicklungen und die Dub-

lin-IV-VO anzupassen. Das Risiko einer Nicht-Registrierung von Asylsuchen-

den soll mit der Neufassung verringert werden, da es indes Sekundärmigra-

tion und Sicherheitsmängel fördert. Zusätzlich hat die Neufassung das spezi-

elle Ziel, dem Problem der unbegleiteten Minderjährigen besser gerecht zu 

werden. Dazu wird eine Identitätsfeststellung ab sechs statt wie bisher ab 14 

Jahren möglich. Bislang findet kein Datenaustausch mit Drittländern statt, der 

                                                

175 Vgl. EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S.9. 
176 Vgl. ebenda. 
177 Vgl. EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S.5. 
178 Vgl. EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S.10. 
179 Vgl. BAMF: Aktuelle Zahlen zu Asyl, Februar 2018,  Seite 9 
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Vorschlag soll dies ändern. Hiermit wird dem Anspruch entsprochen, mehr 

Rückführungen durchzuführen. Es ist jedoch fraglich, ob dies wirklich erreicht 

werden kann, da viele Herkunftsländer von Asylsuchenden deren Daten, egal 

ob Geburts- oder Fingerabdruckdaten, nur sehr lückenhaft erfassen. Zudem 

soll Eurodac laut Vorschlag stärker zur Terrorismusbekämpfung genutzt wer-

den – bislang findet dies kaum statt. Das Eurodac-System scheint geeignet, 

um diesem Ziel näher zu kommen, jedoch kann es keinen Schutz bieten vor 

Terroranschlägen, die von Personen ausgehen, die sich legal in Europa auf-

halten.  

Asylagentur  

Die geplante neue Asylagentur soll mit der Verordnung eine bedeutsamere 

Rolle im GEAS bekommen. Darüber hinaus soll sie „Mitgliedstaaten die not-

wendige operative und technische Unterstützung [zu] bieten, die praktische 

Zusammenarbeit und den Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaa-

ten [zu] verbessern, eine tragfähige und gerechte Verteilung der Anträge auf 

internationalen Schutz [zu] unterstützen, die Kapazität der Asyl- und Aufnah-

mesysteme der Mitgliedstaaten [zu] kontrollieren und [zu] bewerten“180. Bis-

lang werden diese Aufgaben durch die Asylagentur, welche derzeit noch 

EASO (European Asylum Support Office) heißt, nur begrenzt wahrgenommen, 

da die MS in vielfältigen Asylbereichen noch verstärkt auf ihre eigenen Res-

sourcen zurückgreifen. Derzeit hat das EASO weit weniger Kompetenzen als 

nach einem Inkrafttreten der geplanten Verordnung. 

Asylverfahrensverordnung 

Die Vorschriften über die Asylverfahren sind in den einzelnen MS sehr vielfäl-

tig. Daher soll die Asylverfahrensverordnung ein Ersatz für die verschiedenen 

nationalen Verfahren sein. Sie soll in allen MS ein höheres Maß an Harmoni-

sierung und Einheitlichkeit der Verfahren bewirken und die innereuropäische 

Gleichbehandlung Asylsuchender fördern. So soll auch ein Beitrag zur 

Rechtssicherheit und -klarheit geleistet werden. Weiterhin findet sich auch in 

diesem Vorschlag das Ziel, Sekundärmigration zu verhindern. Die Verfahren 

sollen vereinfacht und verkürzt werden, da sie bislang oft undurchsichtig ver-

laufen und lange dauern. Zudem sollen Rückführungen verbessert und ver-

einheitlicht werden, da sie momentan nicht optimal durchgeführt werden. Be-

sonders beim Thema der sicheren Herkunftsstaaten setzt der Vorschlag auf 

                                                

180 EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für eine Asylagentur vom 04.05.2016, S. 2 und 3. 
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das Ziel der Vereinheitlichung. Bislang haben zwölf MS eine Liste solcher 

Staaten.181 Sobald es eine gemeinsame EU-Liste gibt, muss diese von allen 

MS angewendet werden. Die derzeitige Rückführungspolitik kann damit ent-

scheidend harmonisiert werden. Bislang werden die beschleunigten Prüf- und 

Zulässigkeitsverfahren nicht flächendeckend angewandt. Auch das soll die 

neue Verordnung ändern. 

Außerdem sollen neue Verfahrensgarantien die Rechte der Antragsteller stär-

ken und die Verfahren qualitativ verbessern. Dies ist im Vergleich zum Status 

Quo zwar eine Verbesserung, jedoch ist zum Beispiel das persönliche Ge-

spräch bereits in nahezu allen MS eine gängige Praxis.182 In der  Vergangen-

heit wurde diese Praxis jedoch insbesondere von Staaten mit hohem Antrags-

aufkommen oder zu geringen Kapazitäten nicht konsequent eingehalten.183 

Die Möglichkeit, unentgeltliche Rechtsberatung und -vertretung in Anspruch 

zu nehmen, verbessert die Rechtsklarheit und -sicherheit bei den Asylsuchen-

den im Vergleich zum Jetzt-Zustand auch nur geringfügig, da sie bereits in 22 

MS zur Praxis gehört.184 Daher steigern die neuen Verfahrensgarantien den 

Zeit- und Finanzbedarf in den Behörden nicht erheblich, sondern sichern le-

diglich diese Garantien ab. Allerdings wird die Einhaltung der Verfahrensga-

rantien im Vergleich zu Jetzt schwieriger, da in verschiedenen Verfahrensstu-

fen Fristen erheblich verkürzt werden. Daher wird die Herausforderung für die 

Asylbehörden darin bestehen, die Garantien unter einem neuen Zeitdruck zu 

gewährleisten. Teilweise räumt gar die Kommission ein, dass es schwierig 

werden kann, das Ziel der fairen Verfahren mit Garantien zu erreichen. 

Dementgegen verweist sie an mehreren Stellen im Vorschlag darauf, dass die 

Länder ihren Ressourceneinsatz langfristig planen sollen und dass sie im Not-

fall stets auf die Unterstützung durch die Asylagentur zurückgreifen können.185 

Derzeit bestehen ungleiche Regelungen und Praktiken in den MS zum Thema 

der Vormundschaft bei unbegleiteten Minderjährigen. Dies führt mitunter zu 

einer mangelhaften Betreuung der Minderjährigen und kann diese in prekäre 

Situationen oder gar Gefahren bringen.186 Daher hat der Vorschlag das Ziel, 

                                                

181 Vgl. Europäische Kommission: Eine EU-Liste der „sicheren Herkunftsländer“, S.1. 
182 Vgl. EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für Dublin IV vom 04.05.2016, S.10. 
183 Vgl. ebenda. 
184 Vgl. EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.16. 
185 Vgl. EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.13. 
186 Vgl. EUR-Lex (Hg.): Kommissionsvorschlag für ein gemeinsames Verfahren vom 13.07.2016, 
S.16. 



 30 

die betreffenden Regelungen und Praktiken zu harmonisieren, sodass eine 

baldige und umfassende Betreuung sichergestellt ist. 

Insgesamt würde die Asylverfahrensverordnung den gegenwärtigen Zustand 

der europäischen Asylverfahren entscheidend verändern. Die Verfahren wer-

den grundsätzlich restriktiver ablaufen. 

Anerkennungsverordnung  

Auch in der geplanten Anerkennungsverordnung findet sich das Ziel wieder, 

Sekundärmigration zu verhindern und zu sanktionieren. Es soll erreicht wer-

den mit Änderung der Richtlinie zur Rechtsstellung langfristig aufenthaltsbe-

rechtigter Drittstaatsangehöriger. Siedeln jene in einen anderen europäischen 

Mitgliedstaat um, soll „die Berechnung des erforderlichen rechtmäßigen Auf-

enthalts erneut von vorn beginn[en]“187.  Bislang ist es so, dass man nach fünf 

Jahren rechtmäßigem Aufenthalt in der EU den Status des langfristig aufent-

haltsberechtigten Drittstaatsangehörigen erwirbt und diesen nicht verliert, 

wenn man in einen anderen MS umzieht.  

Nach derzeit gültiger Anerkennungsrichtlinie können die MS günstigere Best-

immungen treffen, die künftige Verordnung wird dies nicht mehr zulassen. Das 

Ziel der Harmonisierung der Vorschriften kann damit erreicht werden.188 Wenn 

günstigere Bestimmungen entfallen, kann dies hingegen auch zu einer 

schlechteren Behandlung einiger Asylsuchender im Vergleich zum gegenwär-

tigen Zustand führen. Je nachdem, in welchem MS man den Status Quo be-

trachtet, können die Neuregelungen auch zu Verbesserungen führen. 

Personen, die Folgeanträge basierend auf Nachfluchtgründen stellen, werden 

durch die neue Verordnung im Vergleich zu Jetzt benachteiligt. Trotzdem er-

gehen nach deutschem Asylrecht bereits Bescheide auf der gleichen Grund-

lage. Inwiefern die Vorschriften der Anerkennungsverordnung den gegenwär-

tigen Zustand verändern können, ist tatsächlich von der einzelnen Vorschrift 

und dem betrachteten Mitgliedstaat abhängig. Zum Teil ist es schwierig, den 

Status Quo genau einschätzen zu können, da kaum gesammelte Informatio-

nen vorliegen, wie die MS in bestimmten Angelegenheiten üblicherweise ver-

fahren. Gut quantifizierbar und vergleichbar sind allerdings Anerkennungs-

quoten. Für das Jahr 2016 kann man unter anderem folgende Unterschiede 

nennen: Syrische Staatsangehörige wurden in Schweden zu 98% anerkannt, 

                                                

187 Kommissionsvorschlag für eine Anerkennungsverordnung vom 13.07.2016, S.6. 
188 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Anerkennungsverordnung vom 13.07.2016, S.14. 
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in Italien nur zu 57%.189 Iranische Staatsangehörige wurden in Malta zu 100% 

anerkannt, in Rumänien zu gerade einmal 13%. Die Zielstellung der EU ist, 

diese diversen Quoten vollends anzugleichen. Andere Vorschriften scheinen 

nur formal aufgenommen worden zu sein, da sie in den MS bereits so ange-

wendet werden. In Deutschland ist es zum Beispiel schon möglich, materielle 

Leistungen bei „Integrationsverweigerung“ zu kürzen. Es ist insgesamt also 

festzuhalten, dass sich keine allgemeine Aussage darüber treffen lässt, inwie-

weit die Zielstellungen der Anerkennungsverordnung den Status Quo verän-

dern. Es kommt auf verschiedenste Aspekte an. 

Richtlinie über die Aufnahmebedingungen 

Hinsichtlich der Aufnahmebedingungen weichen die Zielstellungen der ge-

planten Richtlinie zum Teil stark vom gegenwärtigen Zustand ab, was folgen-

des Zitat verdeutlicht: „Das Niveau der Aufnahmebedingungen in den einzel-

nen Mitgliedstaaten ist sehr unterschiedlich. In einigen Mitgliedstaaten gibt es 

anhaltende Probleme, die Einhaltung der für eine menschenwürdige Behand-

lung der Antragsteller erforderlichen Aufnahmestandards sicherzustellen, 

während in anderen großzügigere Standards gelten“190. Eine Folge dessen ist, 

dass Asylsuchende gegenwärtig noch relativ häufig in einen anderen MS wei-

terreisen, wenn sie sich dort bessere Aufnahmebedingungen erhoffen. Des-

wegen hat sich die neue Richtlinie unter der Berücksichtigung des Ziels der 

Verhinderung von Sekundärmigration zum Ziel gesetzt, auch die Aufnahme-

bedingungen auf ein vergleichbares Niveau zu bringen. Das soll auch zu einer 

gerechteren Verteilung der Asylsuchenden in den MS der Union führen. Spe-

zielle Aufnahmebedingungen, wie der Zugang zum Arbeitsmarkt, sind auch 

noch erheblich verschieden je nach MS. Derzeit ist der Zeitraum bis der Ar-

beitsmarktzugang gewährt wird, in den MS sehr verschieden.191 Der Vorschlag 

zur Richtlinie möchte beschäftigungsbezogenes Asyl-Shopping, also Sekun-

därmigration, verhindern, indem überall ein gleich schneller und guter Arbeits-

marktzugang zu den gleichen Standards wie für EU-Bürger gewährt wird. Das 

heißt, Asylsuchende sollen zum Beispiel nicht schlechter bezahlt werden. Ob 

man diesem Ziel mit der Richtlinie wirklich näherkommen kann, ist fraglich, da 

die Arbeitsmärkte der MS sehr verschieden sind und ebenso verschieden gute 

Chancen bieten. Ähnliches beschreibt auch die Kommission: „Angesichts der 

                                                

189 Zeit online: Wenn Asyl Glückssache ist, Daten von Eurostat, 29.04.2016 
190 Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie über Aufnahmebedingungen vom 13.07.2016, S.4. 
191 Vgl. Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie über Aufnahmebedingungen vom 13.07.2016, 
S.11. 
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derzeitigen erheblichen Unterschiede bei den sozialen und wirtschaftlichen 

Bedingungen der Mitgliedstaaten wird es weder als möglich noch als wün-

schenswert erachtet, die Aufnahmebedingungen der Mitgliedstaaten vollstän-

dig zu harmonisieren.“192 Aus diesem Grund wurde vermutlich auch „nur“ das 

Instrument einer Richtlinie gewählt. Es ist daher zu erwarten, dass die Richt-

linie den Status Quo nicht tiefgreifend verändern wird. 

4.3 Weitere Maßnahmen im europäischen Kontext 

Neben Verordnungs- und Richtlinienentwürfen trifft die Europäische Union 

auch vielfältige weitere Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele ihrer Asyl-

politik. In diesem Kapitel soll dargestellt werden, welche Maßnahmen noch ab 

2016 angestoßen wurden und inwieweit diese bereits umgesetzt wurden. Sie 

sollen auch hinsichtlich ihrer Ziele und Wirkungen beschrieben werden. Es 

werden nur die bedeutsamsten Maßnahmen und ihre wichtigsten Aspekte in 

dieser Arbeit dargestellt. Darüber hinaus trifft die EU zahlreiche weitere Maß-

nahmen mit unterschiedlichen Auswirkungen. Eine Chronologische Übersicht 

über alle Maßnahmen, die die EU im Rahmen ihrer Asylpolitik trifft, ist dem 

Anhang dieser Arbeit beigefügt. Diese verdeutlicht den Umfang und die Viel-

falt der Maßnahmen. 

Das EU-Abkommen mit der Türkei 

Ein bedeutsames und wirkungsvolles Instrument zur Verringerung illegaler 

Einreisen von der Türkei nach Griechenland stellt das Abkommen zwischen 

der Türkei und der EU dar, das seit dem 20. März 2016 gilt.193 Mit dem Ab-

kommen erklärt sich die Türkei bereit, alle in Griechenland ankommenden 

Asylsuchenden zurück zu nehmen, wenn diese keinen Asylantrag gestellt ha-

ben oder dieser negativ beschieden wurde.194 Handelt es sich bei den Rück-

geführten um Syrische Staatsbürger, verpflichtet sich die EU, Syrische Staats-

bürger gleicher Anzahl in die EU aufzunehmen.195 Um die Türkei bei der gro-

ßen Aufgabe der Versorgung der Asylsuchenden zu unterstützen, soll sie von 

der EU insgesamt sechs Milliarden Euro erhalten, zur einen Hälfte in 2016 und 

zur anderen bis Ende 2018.196 Zudem wird die Türkei verpflichtet, dafür Sorge 

zu tragen, dass möglichst keine illegalen Einreisen von der Türkei in die EU 

                                                

192 Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie über Aufnahmebedingungen vom 13.07.2016, S.8. 
193 Europäischer Rat: Erklärung EU-Türkei. 
194 Vgl. ebenda. 
195 Vgl. ebenda. 
196 Europäischer Rat: Erklärung EU-Türkei. 
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stattfinden. Ziel der Erklärung war es, die östliche Mittelmeerroute zu schlie-

ßen und mehr Schutzbedürftige legal einreisen zu lassen. Dass sich mit den 

getroffenen Maßnahmen dieses Ziel erreichen lässt, hat sich schnell und deut-

lich gezeigt. So konnte die Zahl der irregulär einreisenden Migranten aus der 

Türkei in die EU von 850.000 Menschen im Jahr 2015 auf 173.000 Menschen 

im Jahr 2016 verringert werden.197 Dementsprechend haben sich auch die To-

desfälle auf der östlichen Mittelmeerroute verringert. Im Jahr 2015 wurden 

1150 Tote und Vermisste verzeichnet, nach der Unterzeichnung der Erklärung 

im März 2016 bis zum vierten September 2017 waren es 113 Personen.198 

Insgesamt 12.778 syrische Asylsuchende konnten bis zum 26. März 2018 um-

gesiedelt werden, 4.491 Personen davon nach Deutschland.199 Einige Staaten 

wie beispielsweise Polen, Tschechien, Rumänien und Ungarn beteiligen sich 

nicht an der Neuansiedlung.200 

Neuer Rahmen für Migrationspartnerschaften 

Ferner hat der Europäische Rat im Juni 2016 einen neuen Rahmen für Migra-

tionspartnerschaften beschlossen. Dieser soll eine intensivere „Zusammenar-

beit mit den wichtigsten Herkunfts- und Transitländern“201 bezwecken. Dazu 

zählen die folgenden Länder: Äthiopien, Mali, Niger, Nigeria und Senegal. Zu-

sätzlich wurde auch mit zahlreichen anderen Staaten wie beispielsweise 

Ägypten, Libyen und Pakistan eine Zusammenarbeit aufgenommen, jedoch 

nicht so weitreichend wie bei den Erstgenannten.202 Auf der Grundlage des 

Aktionsplans des Gipfels in Valletta im November 2015, verfolgt der Migrati-

onspartnerschaftsrahmen folgende Ziele: „Bekämpfung der Ursachen für irre-

guläre Migration und Vertreibung, bessere Förderung und Organisation lega-

ler Migrationswege, mehr Schutz für Migranten und Asylbewerber, Bekämp-

fung der Ausbeutung und Schleusung von Migranten, Verbesserung der Zu-

sammenarbeit bei der Rückführung, Rückübernahme und Wiedereingliede-

rung“203. Zur Umsetzung dieser Ziele werden Pakte mit einzelnen Staaten ge-

schlossen.204 Beispielsweise im Niger konnte der Partnerschaftsrahmen inner-

halb eines Jahres die Zahl der freiwilligen Rückkehrer und die der 

                                                

197 Spiegel Online: Was passiert, wenn der Türkei-Deal platzt? 07.03.2017. 
198 Vgl. Europäische Kommission: Siebter Bericht über die Fortschritte bei der Umsetzung der 
Erklärung EU-Türkei, 06.09.2017. 
199 Vgl. Europäische Kommission: Operational implementation of the EU-Turkey Statement, 
26.03.2018. 
200 Vgl. ebenda. 
201 Vgl. Europäischer Rat: Neuer Rahmen für Migrationspartnerschaften. 
202 Vgl. ebenda. 
203 Vgl. Europäischer Rat: Neuer Rahmen für Migrationspartnerschaften. 
204 Vgl. ebenda. 
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festgenommenen Schlepper maßgeblich steigern.205 Zur „Sicherung sensibler 

Grenzregionen“206 werden zudem die G5-Streitkräfte mit Truppen aus Mali, 

Mauretanien, Niger, Nigeria und Tschad eingesetzt und erhalten hierfür 50 

Millionen Euro.207  

Im Zusammenhang mit dem Migrationspartnerschaftsrahmen wurde darüber 

hinaus die Zusammenarbeit mit Libyen vertieft. Bei einem informellen Treffen 

der Staats- und Regierungschefs der EU am 03.Februar 2017 in Malta, ver-

ständigte man sich auf diese Schwerpunkte in der Zusammenarbeit:  

- „Ausrüstung und Unterstützung der libyschen nationalen Küstenwache 
und anderer relevanter Agenturen 

- weitere Anstrengungen zur Zerschlagung des Geschäftsmodells der 
Schleuser durch verstärkte operative Maßnahmen mit Einbindung Li-
byens sowie relevanter internationaler Partner 

- Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Lage lokaler Gemein-
schaften in Libyen, insbesondere in den Küstengebieten und – dort wo 
die Migrationsrouten verlaufen – an den libyschen Landgrenzen 

- Bemühungen, gemeinsam mit dem UNHCR und der IOM angemes-

sene Aufnahmekapazitäten und ‑Bedingungen für Migranten in Libyen 

zu gewährleisten 
- Unterstützung der IOM bei der Verstärkung der Maßnahmen für die 

freiwillige Rückkehr 
- Intensivierung der an Migranten gerichteten Informationskampag-

nen“208 

Insbesondere die illegalen Überfahrten auf der zentralen Mittelmeerroute sol-

len so eingedämmt werden. Weiterhin möchte die EU zur Versorgung der 

Asylsuchenden in Libyen beitragen und ihre freiwillige Rückkehr in ihre Hei-

matländer unterstützen. Des Weiteren wurde mit Tunesien ein Rückübernah-

meabkommen verhandelt, das im Gegenzug Visa-Erleichterungen für tunesi-

sche Staatsbürger bringen soll.209 Aufgrund der fortdauernden Krise in Syrien, 

hat die EU die Partnerschaften mit dem Libanon und Jordanien im Oktober 

2016 ausgeweitet, da diese beiden Länder einen Großteil der syrischen 

Flüchtlinge aufgenommen haben.210 Die Partnerschaften sollen neben der 

                                                

205 Vgl. Europäische Kommission: Ein Jahr nach der Schaffung des Migrations-partnerschafts-
rahmens, 13.06.2017 
206 Vgl. ebenda. 
207 Vgl. ebenda. 
208 Vgl. Europäischer Rat: Informelles Treffen auf Ebene der Staats- und Regierungschefs der 
EU, Malta, 03.02.2017 
209 Vgl. Europäische Kommission: EU und Tunesien nehmen Verhandlungen über Visaerleichte-
rungen und Rückübernahme auf, 12.10.2016. 
210 Vgl. Europäischer Rat: Neuer Rahmen für Migrationspartnerschaften. 
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Versorgung der syrischen Flüchtlinge auch der Terrorismusbekämpfung und 

Stabilisierung der Region dienen.211 

Einrichtung der Europäischen Agentur für Grenz- und Küstenwache 

Im Rahmen der europäischen Migrationsagenda von 2015 wurde auch die 

stärkere Absicherung der Außengrenzen zum Ziel erklärt.212 Dies steht auch 

im Einklang mit dem Vorhaben, den Schengen-Raum wieder herzustellen und 

innereuropäische Grenzkontrollen schrittweise abzubauen.213 In Folge dessen 

schlug die Europäische Kommission am 15. Dezember 2015 die Einrichtung 

einer Europäischen Agentur für Grenz- und Küstenwache vor, die, die schon 

vorhandenen FRONTEX-Strukturen weiterentwickeln sollte.214 Die Agentur 

wird so zum Nachfolger der FRONTEX-Agentur und wird unter anderem auch 

als „FRONTEX 2“ bezeichnet. Binnen neun Monaten wurde der Vorschlag ver-

abschiedet, sodass die neue Agentur am 06.10.2016 ihre Arbeit begann.215 In 

dem Vorschlag werden die Kompetenzen und Zuständigkeiten der Agentur 

ausgeweitet.216 Weitere Maßnahmen sowie eine erste Bilanz hat die Europäi-

sche Kommission am 25. Januar 2017 vorgestellt.217 Dabei wird zum Beispiel 

festgestellt, dass ein umgehend einsatzbereiter Einsatzpool an Grenzschutz-

beamten und Ausrüstung zur Verfügung steht, um die MS bei der Grenzsiche-

rung zu unterstützen.218 Darüber hinaus soll eine gemeinsame Methodik für 

präventive Gefährdungsbeurteilungen erstellt werden.219 Jene Beurteilungen 

sollen die Lage an den Außengrenzen und die Kapazitäten der Länder zur 

Situationsbewältigung abbilden.220 Überdies unterstützt die Agentur Rückfüh-

rungsmaßnahmen und arbeitet mit Drittländern zusammen.221. Abschließend 

lässt sich festhalten, dass mit der Europäischen Agentur für Grenz- und Küs-

tenwache ein effektives Instrument geschaffen wurde, um die EU-Außengren-

zen weiter abzusichern. 

                                                

211 Vgl. Europäischer Rat: Syrien-Krise: EU will Partnerschaften mit Libanon und Jordanien aus-
bauen, 17.10.2016. 
212 Vgl. Europäische Kommission: Europäische Agentur für die Grenz- und Küstenwache nimmt 
ihre Arbeit auf, 06.10.2016. 
213 Vgl. ebenda. 
214 Vgl. ebenda. 
215 Vgl. ebenda. 
216 Vgl. ebenda. 
217 Vgl. Europäische Kommission: Europäische Grenz- und Küstenwache: Kommission zieht 
erste Bilanz, 25.01.2017. 
218 Vgl. ebenda. 
219 Vgl. ebenda. 
220 Vgl. ebenda. 
221 Vgl. ebenda. 
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5 Bewertung der Maßnahmen  

In diesem Kapitel erfolgt eine Bewertung der unter 4. dargestellten Maßnah-

men zur Reform des GEAS und zur Verwirklichung der Ziele der Europäischen 

Asylpolitik. 

Die Dublin-IV-Verordnung 

Das Dublin-System wird seit seinem Bestehen von vielen Akteuren kritisiert 

und es wurde ihm oftmals eine Reformbedürftigkeit unterstellt. Zu den bedeut-

samsten Kritikern gehört die Nichtregierungsorganisation Pro Asyl e.V. Diese 

kritisiert, dass mit dem Wegfall der Möglichkeit des Zuständigkeitswechsels 

keine „humanitäre Korrektur“ mehr möglich sei und somit Abschiebung in 

Staaten mit zum Teil schlechten humanitären Bedingungen drohen.222 Zudem 

warnt sie vorm Phänomen der „refugees in orbit“.223 Der Begriff bezeichnet 

den Zustand, in dem Asylsuchende für eine vergleichsweise lange Zeit keinen 

Zugang zu einem Verfahren erhalten, weil die Zuständigkeit nicht zügig über-

nommen wird. Ob dieser Negativeffekt eintreten wird, hängt davon ab, wie 

effektiv die Überstellungen in der Praxis durchgeführt werden. Weiterhin kriti-

siert Pro Asyl e.V. die künftig verpflichtende Anwendung der Konzepte des 

sicheren Drittstaats und des ersten Asylstaats, da Asylsuchende dadurch der 

Zugang zu einem Asylverfahren in Europa massiv erschwert wird.224 Der 

Nachweis, ob jemand bereits in einem Drittstaat Asyl erhalten hat oder dies 

theoretisch erhielte, kann sich schwierig gestalten. Der Vorschlag für eine 

neue Dublin-VO lässt offen, wie Informationen dazu eingeholt werden können. 

Es besteht die Gefahr, dass künftig auf Grundlage von Mutmaßungen zu die-

sem Sachverhalt entschieden wird. Dadurch werden die Asylverfahren im Ver-

gleich zu jetzt deutlich anfälliger für Fehler. Der neu eingeführte Korrekturme-

chanismus erscheint fähig, bei einem erneuten hohen „Zustrom“ an Asylsu-

chenden, automatisch für eine Entlastung besonders belasteter MS in Über-

einstimmung mit den Vorschriften zu sorgen. Er könnte jedoch an der Bereit-

schaft einiger Länder scheitern, Asylsuchende aufzunehmen. Insgesamt ist 

die Neufassung der Dublin-VO restriktiver. Sie scheint jedoch geeignet, das 

Problem der Sekundärmigration zu schmälern. 

                                                

222 Vgl. Pro Asyl e.V.: Geplante Reform des Dublin-Systems: Humanitäre Spielräume sollen 
abgeschafft werden, Juni 2016 
223 Vgl. ebenda. 
224 Vgl. ebenda. 
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Die Neufassung der Eurodac-VO 

Mit der Ausweitung des Anwendungsbereichs von Eurodac können künftig 

mehr Personen festgestellt werden, die sich illegal in der EU aufhalten. Dies 

ist positiv. Dass zukünftig Daten von Sechsjährigen statt 14-Jährigen erfasst 

werden können um die Familienzusammenführung zu erleichtern, ist ebenfalls 

positiv zu bewerten. Zusätzlich können die neuen Bestimmungen Rückführun-

gen erleichtern, was im Interesse der EU ist. Positiv ist außerdem die gestei-

gerte Nutzbarkeit des Systems zur Terrorismusbekämpfung und Strafverfol-

gung: es bringt Vorteile für die innere Sicherheit der Union. Aus datenschutz-

rechtlicher Sicht ist jedoch zu kritisieren, dass sich die Speicherzeiträume von 

Daten grundlos verlängern. 

Die neue Asylagentur 

Mit der Verordnung zur Einrichtung einer Asylagentur werden selbiger Kom-

petenzen verliehen, die geeignet sind, zur Harmonisierung des europäischen 

Asylrechts wesentlich beizutragen. Die Agentur soll, neben dem Aufbau eines 

umfassenden Informationspools, praktische Unterstützung an die MS bieten. 

Somit können Krisensituationen besser bewältigt werden. Der Kommissions-

vorschlag ist daher uneingeschränkt positiv zu beurteilen. 

Die Asylverfahrensverordnung 

Es ist zu begrüßen, dass die Asylverfahren in der Union künftig kürzer dauern 

sollen und, dass der Vorschlag entsprechende Vorschriften dafür bereitstellt. 

Dies dürfte sowohl für die Antragsteller als auch für die zuständigen Asylbe-

hörden ein Vorteil sein. Jedoch ist fraglich, ob unter Wahrung der neuen Ver-

fahrensgarantien und bei gleichem Ressourceneinsatz die kürzeren Fristen 

eingehalten werden können. Ob sich der Vorteil realisiert, hängt daher maß-

geblich davon ab, ob die Asylbehörden ihre Ressourcen auf die neuen Erfor-

dernisse anpassen. Bezüglich der „sicheren Staaten“ sei an dieser Stelle auf 

die Kritik unter dem Punkt 5.1 Die Dublin-IV-Verordnung verwiesen. Positiv 

sind die neuen Verfahrensgarantien für Antragsteller, jedoch erfordern sie 

ebenfalls eine Anpassung der personellen Ressourcen der Asylbehörden. 

Neue Sanktionsmöglichkeiten sind aus der Sicht der Antragsteller negativ zu 

bewerten, jedoch können sie politisch unerwünschte Effekte wie die Sekun-

därmigration teilweise verhindern. Der Vorschlag ist geeignet, zur Harmoni-

sierung der Verfahren beizutragen. 

  



 38 

Die Anerkennungsverordnung 

Der Vorschlag zur neuen Anerkennungsverordnung hat eine restriktive Ten-

denz. Viele bestehende Vorschriften werden verschärft, was aus der Perspek-

tive der Asylsuchenden negativ ist. Positiv ist, dass die Rechte von homo- und 

bisexuellen Personen gestärkt werden. Die Angleichung der Anerkennungs-

quoten trägt zu einem einheitlicheren Asylsystem bei, sie kann aber auch eine 

Absenkung der Quoten bedeuten, was wiederrum negativ für Antragsteller 

wäre. Regelmäßige Statusüberprüfungen stehen im Einklang mit dem Ziel, 

Schutz nur solange wie notwendig zu gewähren. Für Personen, die dadurch 

ihr Aufenthaltsrecht verlieren, bringt dies eher Nachteile. Sanktionsmöglich-

keiten bei Integrationsverweigerung und Sekundärmigration sind geeignet, um 

selbige zu verhindern, sie schränken jedoch die persönliche Freiheit der Be-

troffenen ein. Durch den Entzug von Sozialleistungen können Personen in 

prekäre Situationen befördert werden. Positiv ist die Angleichung der Rechte 

Anerkannter. 

Die Richtlinie über Aufnahmebedingungen 

Positiv ist hierbei die weitere Angleichung der Schutzstandards, beispiels-

weise bezogen auf den Arbeitsmarktzugang. Aus der Perspektive der Antrag-

steller sind die Möglichkeiten der Beschränkung der Bewegungsfreiheit nega-

tiv, da sie relativ weit in die Grundrechte der Personen eingreifen. Es bestehen 

unterschiedliche Auffassungen dazu, ob dieser Eingriff unter dem Aspekt der 

Sekundärmigration und der Integration gerechtfertigt ist. 

Bewertung weiterer Maßnahmen 

Das EU-Türkei Abkommen hat seine Wirksamkeit in Bezug auf die Verringe-

rung der Zahl der irregulären Einreisen in der Praxis unter Beweis gestellt. 

Betrachtet man die politische Entwicklung innerhalb der Türkei, die eher anti-

demokratisch verläuft, sowie ihr militärisches Verhalten aktuell in Nordsyrien, 

wird das Abkommen zunehmend bedenklich. In jedem Fall sollte die EU lau-

fend überprüfen, ob Schutzbedürftige in der Türkei ausreichend versorgt und 

rechtmäßig behandelt werden. Die geschlossenen Pakte im Rahmen der Mig-

rationspartnerschaft sind sehr vielfältig und müssten einzeln bewertet werden. 

Besonders häufig wird derzeit die Zusammenarbeit mit Libyen kritisiert, da es 

in den dortigen Lagern zum Teil zu einer menschenunwürdigen Behandlung, 

zu Folter und gar Sklaverei kommt. Daher sollte die EU verstärkt überprüfen, 

dass in Libyen die Menschenwürde für Asylsuchende gleichermaßen einge-

halten wird. Zunehmend wird auch Kritik geübt am militärischen Charakter der 
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Pakte mit afrikanischen Staaten. Dort werden Truppen massiv aufgerüstet. Es 

darf bezweifelt werden, dass dies zur Stabilisierung dieser Regionen beiträgt. 

Verstärkte Grenzkontrollen können zudem dem Handel schaden und somit 

neue Fluchtursachen produzieren.  

6 Prognose zum Erfolg gegenwärtiger Maßnahmen und 

Ausblick 

Am 14. und 15. Dezember 2017 tagte der Europäische Rat. Ein wesentliches 

Anliegen war es dabei, einer Einigung über die Reform des Asylsystems bis 

zum Juni 2018 näher zu kommen.225 Die Maßnahmen unter 4.1 werden daher 

mit hoher Wahrscheinlichkeit im Jahr 2018 umgesetzt. Bezüglich der Inhalte 

der Verordnungen und Richtlinien wird aktuell weiter verhandelt. 

Die Weiterführung der Maßnahmen unter 4.3 hängt von verschiedenen Fak-

toren ab. Es gilt als wahrscheinlich, dass das Abkommen zwischen der EU 

und der Türkei fortgeführt wird, da es bislang sehr gut funktioniert – die Zahl 

der ankommenden Asylsuchenden in Griechenland liegt 97% unter dem Wert 

vor dem Abkommen. Dass einige Maßnahmen der aktuellen türkischen Politik 

von einigen Staatsoberhäuptern Europas verurteilt werden, scheint dabei 

nicht zu schaden. Beispielhaft seien der Einmarsch der Türkei nach Nordsy-

rien oder die Inhaftierung von Journalisten genannt. Bei Treffen der EU-Füh-

rungsspitzen mit der Türkei wird dennoch stets betont, wie wichtig das Ab-

kommen sei. Unabhängig von der Politik der Türkei ist eine Weiterführung da-

her wahrscheinlich. Hinsichtlich des Neuen Rahmen für Migrationspartner-

schaften ist zu erwarten, dass mit mehr Staaten Pakte geschlossen werden 

und die Zusammenarbeit insgesamt weiter intensiviert wird. Für die EU wird 

durch den Rahmen eine wesentliche Verringerung der irregulären Einreisen 

erreicht und in verschiedenen Ländern werden die Anreize zur Flucht nach 

Europa gemindert. Die EU sieht dies als Gewinn für beide Seiten an. Daher 

kann von einer Fortführung der Maßnahme sicher ausgegangen werden. Be-

züglich der Europäischen Agentur für Grenz- und Küstenwache kann davon 

ausgegangen werden, dass diese ihre Arbeit im Hinblick gestärkter Kompe-

tenzen weiter ausweiten wird und künftig die MS verstärkt bei Rückführungen 

unterstützt. Künftig wird die Agentur schrittweise mehr Bedeutung erlangen.  

                                                

225 Vgl. Europäischer Rat: Zeitliche Übersicht – Reaktion auf den Migrationsdruck 
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Ende September 2017 legte die Kommission weitere Vorschläge für eine ge-

rechtere und wirksamere Asylpolitik der EU vor.226 Gleichzeitig äußerte sie ih-

ren Willen, die Reformvorschläge von 2016 zeitnah umzusetzen.227 In diesem 

Zusammenhang veröffentlichte die Kommission Pläne für: „ein neues Neuan-

siedlungsprogramm für mindestens 50 000 Flüchtlinge, Pilotprojekte für eine 

legale Migration, deren Finanzierung und Koordinierung die Kommission un-

terstützen kann, und neue Maßnahmen, um die Rückkehrpolitik der EU wir-

kungsvoller zu gestalten“228. Die Politik der vergangenen zwei Jahre wird von 

der Kommission als Erfolg eingestuft. Des Weiteren wird die Einrichtung eines 

Rückkehrzentrums der EU innerhalb der Europäischen Grenz- und Küstenwa-

che vorgeschlagen.229 Zusätzlich werden bis Oktober 2019 mindestens 50.000 

Plätze zur Neuansiedlung geschaffen.230 Zu diesem Zweck stellt die Kommis-

sion 500 Millionen Euro für die MS zur Verfügung.231 Aus folgenden Staaten 

und Regionen sollen vorrangig Schutzbedürftige angesiedelt werden: aus der 

Türkei und dem Nahen Osten, aus Libyen, Ägypten, Niger, Sudan, Tschad 

und Äthiopien.232 Darüber hinaus äußerte die Kommission am 27. September 

2017 ein Vorhaben, das es in dieser Form noch nicht in der EU gibt. Es soll 

geprüft werden, inwiefern privaten Gruppe oder zivilgesellschaftliche Organi-

sationen Neuansiedlungen finanziell und organisatorisch durchführen kön-

nen.233 Das Pilotprojekt soll von der Asylagentur begleitet und unterstützt wer-

den.234 Außerdem soll es Neuansiedlungsabkommen mit Drittstaaten ge-

ben.235 Ferner sollen Rückführungen aus der EU stärker forciert und umge-

setzt werden.236 Zu diesem Zweck veröffentlicht die Kommission ein „überar-

beitetes Handbuch zum Thema Rückkehr“237, zudem wird die Abteilung der 

Europäischen Grenz- und Küstenwache, die Rückführungen unterstützt, aus-

gebaut.238 Schließlich äußert die Kommission das Vorhaben, die Zusammen-

arbeit innerhalb des Migrationspartnerschaftsrahmens weiter zu stärken und 

                                                

226 Vgl. Europäische Kommission: Lage der Union 2017 – Kommission präsentiert nächste 
Schritte hin zu einer entschlosseneren, wirksameren und gerechteren Migrations- und Asylpolitik 
der EU, 27.09.2017. 
227 Vgl. ebenda. 
228 Vgl. ebenda. 
229 Vgl. ebenda. 
230 Vgl. ebenda. 
231 Vgl. ebenda. 
232 Vgl. ebenda. 
233 Vgl. ebenda. 
234 Vgl. ebenda. 
235 Vgl. ebenda. 
236 Vgl. ebenda. 
237 Vgl. ebenda. 
238 Vgl. ebenda. 
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auf eine Schließung irregulärer Fluchtrouten hin zu arbeiten.239 Die Ziele der 

EU sind zudem in einem strategischen Plan für den Zeitraum 2016 bis 2020 

festgehalten.240  

Ausblick 

Zukünftig ist zu erwarten, dass die EU eingeschlagene Wege in der Asylpolitik 

weiter gehen wird. Die bisher bestehenden Rechtsvorschriften und Maßnah-

men werden vermutlich weiter ausgebaut. Jedoch zeigt sich zum Beispiel am 

Pilotprojekt für private Neuansiedlungsmaßnahmen, dass die EU zusätzlich 

bereit ist, neue Wege zu gehen. Langfristig wird das Thema Asyl die EU weiter 

spalten, besonders wenn sich die Tendenz fortsetzt, dass einzelne Regierun-

gen von MS bei der Verteilung der Asylsuchenden das Konzept der Solidarität 

ignorieren, wie es zum Beispiel Ungarn und Polen getan haben. Je nachdem, 

wie sich die politische Lage in den einzelnen MS entwickelt, wird sich dies 

auch auf europäischer Ebene auswirken. Falls die Entwicklung mehr zu nati-

onalen Tendenzen geht, könnten die Neuansiedlungsbemühungen der EU 

scheitern. Eine sichere Prognose kann hierbei nicht erstellt werden.  

Es steht lediglich fest, dass die Krisen in der Welt werden fortbestehen wer-

den.  Die wirtschaftliche Lage in Afrika wird sich in den nächsten Jahren nicht 

maßgeblich bessern, auch wenn zunehmend hohe Gelder der EU in einige 

Länder des Kontinents fließen. Es besteht das Risiko, dass ein signifikanter 

Anteil der Gelder in der Verfügung korrupter Regierungen verbleibt und wenig 

Verbesserungen für die breite Bevölkerung in Afrika erzielt werden. Zudem 

wird der Krieg in Syrien auf unbestimmbare Zeit andauern. Laut einer Mittei-

lung von UNICEF sind durch den Krieg in Syrien im Jahr 2017 mehr Kinder zu 

Tode gekommen, als je zuvor.241 Darüber hinaus entstehen weltweit stetig 

auch neue Konfliktherde. Hier sei beispielhaft die nordsyrische Stadt Afrin ge-

nannt, welche bis Anfang 2018 weitgehend vom Krieg in Syrien verschont 

blieb, nun jedoch unter Beschuss durch die türkische Armee steht. Allein auf-

grund dieser Operation „Olivenzweig“ der türkischen Regierung sind nun min-

destens 150.000 weitere Menschen auf der Flucht.242 Unter diesen 150.000 

Menschen ist ein erheblicher Anteil kurdischer Bevölkerung. Insbesondere bei 

dieser Bevölkerungsgruppe dürften ernstliche Zweifel daran geäußert werden, 

dass diese an einem anderen Ort in Syrien oder in der Türkei, die als „sicherer 

                                                

239 Vgl. ebenda. 
240 Vgl. Europäische Kommission: Strategic plan 2016-2020 – Migration and Home Affairs 
241 Vgl. Spiegel Online: Bericht zu 2017.Unicef meldet 910 getötete Kinder in Syrien. 12.03.2018 
242 Vgl. Spiegel Online: Militäroffensive. Türkische Armee besetzt syrische Stadt Afrin. 18.03.2018 
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Drittstaat“ gilt, Zuflucht finden können. Was für Krisen in den nächsten Jahren 

auftreten und möglicherweise neue Fluchtbewegungen nach Europa auslö-

sen, kann man nur schwer voraussagen. Eine zunehmende Ressourcen-

knappheit kann zu zahlreichen neuen Konfliktherden führen. In jedem Fall 

muss sich die EU daher zukünftig stärker mit dem Problem der Klimaflücht-

linge auseinandersetzen. Es ist unklar, wie die EU Drittstaaten einstufen wird, 

die zwar mitunter demokratisch und sicher sind, jedoch aufgrund der klimati-

schen Verhältnisse nicht mehr bewohnbar. 

7 Schluss 

Seit 2016 wurden verschiedene Maßnahmen ergriffen, um das GEAS zu re-

formieren. Die vorgelegten Legislativvorschläge verändern die bestehenden 

Vorschriften wesentlich. Die geplanten Verordnungen und Richtlinien aus den 

Paketen vom Mai und Juli 2016 würden bei ihrem Inkrafttreten, beziehungs-

weise ihrer Umsetzung die Standards in der Union hinsichtlich dem Asylver-

fahren, der Anerkennung und der Aufnahmebedingungen deutlich harmoni-

sieren. Sie würden ferner die Integration Asylsuchender fördern und deren 

Weiterreise in andere Mitgliedsstaaten verhindern. Die Anwendung der Kon-

zepte zu „sicheren“ Herkunfts- und Drittstaaten sowie zum ersten Asylstaat 

wird verpflichtend. Dies wird zu einer hohen Zahl an Anträgen führen, die ab-

gelehnt werden, weil jene Staaten vorrangig zuständig sind. Ein ergänzender 

Korrekturmechanismus für Zeiten mit besonders hohem Antragsaufkommen 

soll das Asylsystem krisenfester machen. Tendenziell würden die Vorschläge 

zu einer restriktiveren, aber einheitlicheren Behandlung von Asylsuchenden in 

der Union führen. Die Verabschiedung der Rechtsakte ist für 2018 zu erwar-

ten.  

Mithilfe weiterer Abkommen und Strukturen wie der Erklärung EU-Türkei oder 

der Europäischen Grenz- und Küstenwache wird insbesondere die Zahl der 

irregulären Einreisen verringert. Im Rahmen der Migrationspartnerschaften 

werden zudem Fluchtursachen bekämpft. Die aktuelle Asylpolitik hat sich zum 

Ziel gesetzt, mehr zurück zu führen. Gleichzeitig wird eine Ausweitung legaler 

Fluchtwege angestrebt. Bezüglich der Ansiedlung Asylsuchender bestehen in-

nerhalb der EU jedoch gravierende Meinungsverschiedenheiten. Möglicher-

weise werden hierbei Fortschritte erreicht, wenn die Klage der Europäischen 

Kommission beim Europäischen Gerichtshof gegen Staaten, die sich der An-

siedlung verweigern, erfolgreich ist. Aufgrund dieser Verweigerungshaltung 

waren Maßnahmen zur Abschottung Europas in der Vergangenheit stets 
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erfolgreicher als jene zur Aufnahme und Schutzgewährung. Menschenrechts-

organisationen führen stets an, dass jede Person das Recht haben sollte sich 

aussuchen zu dürfen, wo er die besten Chancen hat, sein Leben zu verwirkli-

chen. Aber die Neuregelungen der EU verdeutlichen, dass die Europäische 

Union dieses Recht den Menschen, die als Asylsuchende in das Unionsgebiet 

kommen, nicht gewähren möchte. Es wurden neue Mittel gefunden, um sich 

unter leicht erfüllbaren Voraussetzungen als „nicht zuständig“ zu erklären. Bei 

der Auseinandersetzung mit den neuen Vorschriften kann es durchaus dazu 

kommen, dass man sich als Unionsbürger fragt, ob diese gerechtfertigt sind. 

Folgendes Beispiel soll dies veranschaulichen. Während eine deutsche 

Staatsangehörige Freizügigkeit in ganz Deutschland und Europa genießt, 

kann ein Asylbewerber inhaftiert werden, nur weil er sich nicht am Ort seiner 

Wohnsitzauflage aufhalten möchte. Abschließend lässt sich konstatieren, 

dass die Europäische Union mit den getroffenen Maßnahmen dem Ziel der 

gemeinsamen und gerechten europäischen Asylpolitik sowie dem der besse-

ren Steuerung der Zuwanderung deutlich nähergekommen ist. Ob sich diese 

Tendenz zukünftig fortsetzt, kann nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit 

vorhergesagt werden.  

Thesen 

1. Mit den Reformen konnte ein einheitlicheres, europäisches Asylsystem 

verwirklicht werden 

2. Obwohl heute unverändert viele Menschen auf der Flucht sind, bietet Eu-

ropa immer weniger Menschen eine Schutzperspektive 

3. Es werden mehr legale Einreismöglichkeiten eröffnet, welche jedoch nur 

begrenzt die Verhinderung der illegalen Einreisen kompensieren 

4. Zahlreiche Präventivmaßnahmen verhindern künftig vergleichbare Krisen-

situationen wie 2015 

5. Die Zuständigkeit für Asylsuchende wird zunehmend aus dem Unionsge-

biet, über die Transitländer bis in die Herkunftsländer verschoben 
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Anhang 1: Infografik zu Fluchtrouten nach Europa 

 

Quelle: UNHCR, Stand: 30.11.2017. Online verfügbar unter https://www.aktion-

deutschland-hilft.de/de/mediathek/infografiken/infografik-fluchtrouten-nach-eu-

ropa/ , zuletzt abgerufen am 02.04.2018 

  

https://www.aktion-deutschland-hilft.de/de/mediathek/infografiken/infografik-fluchtrouten-nach-europa/
https://www.aktion-deutschland-hilft.de/de/mediathek/infografiken/infografik-fluchtrouten-nach-europa/
https://www.aktion-deutschland-hilft.de/de/mediathek/infografiken/infografik-fluchtrouten-nach-europa/
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Anhang 2: Chronologische Übersicht aller Maßnahmen, die die EU im Rah-

men ihrer Asylpolitik trifft 

Von September 2015 bis November 2017 

Quelle: Europäischer Rat: Zeitliche Übersicht – Reaktion auf den Migrations-

druck, Online verfügbar unter https://ec.europa.eu/germany/refugees_de, zu-

letzt geprüft am 02.04.2018 

Zeitliche Übersicht: 

NOVEMBER 

Fortschrittsbericht zur Europäischen Migrationsagenda 

15. November 2017 

EU stockt Hilfe für Geflüchtete in der Türkei auf 

9. November 2017 

 

OKTOBER 

Schlussfolgerungen des Europäischen Rates zu Migration 

19. Oktober 2017 

Größtes EU-Hilfsprogramm erreicht eine Millionen Flüchtlinge in Türkei 

17. Oktober 2017 

Weitere EU-Hilfe für Geflüchtete in Serbien 

9. Oktober 2017 

 

SEPTEMBER 

Lage der Union 2017: Nächste Schritte hin zu einer entschlosseneren, 

wirksameren und gerechteren Migrations- und Asylpolitik 

27. September 

EU stockt humanitäre Hilfe für syrische Flüchtlingskinder und Irak auf 

20. September 2017 

Kommission begrüßt EuGH-Urteil zur Umverteilung von Flüchtlingen 

6. September 2017 

 

JULI 

Migration: Deutschland, Frankreich, Italien und EU-Kommission be-

kräftigen Solidarität mit Italien 

3. Juli 2017 

Migration: Kommission schlägt Sofortmaßnahmen für zentrale Mittel-

meerroute vor 

4. Juli 2017 

Griechenland und Bulgarien erhalten weitere Soforthilfe für Flücht-

lingsversorgung 

10. Juli 2017 

Fortschrittsbericht: Rekord bei der Umverteilung von Asylbewerbern 

aus Italien und Griechenland im Juni 

26. Juli 2017 

Umverteilung: Kommission leitet nächste Stufe der Vertragsverlet-

zungsverfahren gegen die Tschechische Republik, Ungarn und Polen 

https://ec.europa.eu/germany/refugees_de
https://ec.europa.eu/germany/news/20171115migrationssteuerung_de
https://ec.europa.eu/germany/news/20171109-Hilfe-Tuerkei_de
http://www.consilium.europa.eu/de/meetings/european-council/2017/10/19-20/
https://ec.europa.eu/germany/news/20171017-Hilfsprogramm_de
https://ec.europa.eu/germany/news/20171009-hilfe-gefluechtete-serbien_de
https://ec.europa.eu/germany/news/20170906-eugh-urteil_de
https://ec.europa.eu/germany/news/20170906-eugh-urteil_de
https://ec.europa.eu/germany/news/20170920-eu-hilfe-syrische-fluechtlingskinder-und-irak_de
https://ec.europa.eu/germany/news/20170906-eugh-urteil_de
https://ec.europa.eu/germany/news/migration-deutschland-frankreich-italien-und-eu-kommission-bekr%C3%A4ftigen-solidarit%C3%A4t-mit-italien_de
https://ec.europa.eu/germany/news/migration-deutschland-frankreich-italien-und-eu-kommission-bekr%C3%A4ftigen-solidarit%C3%A4t-mit-italien_de
https://ec.europa.eu/germany/news/migration-kommission-schl%C3%A4gt-sofortma%C3%9Fnahmen-f%C3%BCr-zentrale-mittelmeerroute-vor_de
https://ec.europa.eu/germany/news/migration-kommission-schl%C3%A4gt-sofortma%C3%9Fnahmen-f%C3%BCr-zentrale-mittelmeerroute-vor_de
https://ec.europa.eu/germany/news/griechenland-und-bulgarien-erhalten-weitere-soforthilfe-f%C3%BCr-fl%C3%BCchtlingsversorgung_de
https://ec.europa.eu/germany/news/griechenland-und-bulgarien-erhalten-weitere-soforthilfe-f%C3%BCr-fl%C3%BCchtlingsversorgung_de
https://ec.europa.eu/germany/news/rekord-bei-der-umverteilung-von-asylbewerbern-aus-italien-und-griechenland-im-juni_de
https://ec.europa.eu/germany/news/rekord-bei-der-umverteilung-von-asylbewerbern-aus-italien-und-griechenland-im-juni_de
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-2103_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-2103_de.htm
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ein 

26. Juli 2017 

EU legt neues humanitäres Programm für die Integration und Unter-

bringung von Flüchtlingen in Griechenland auf 

27. Juli 2017 

EU-Treuhandfonds für Afrika: Annahme eines mit 46 Mio. EUR ausge-

statteten Programms für integriertes Migrations- und Grenzmanage-

ment in Libyen 

28. Juli 2017 

 

JUNI 

EU-Türkei-Vereinbarung: Weitere Hilfe für Schulbildung von Flücht-

lingskindern läuft an 

8. Juni 2017 

Keine Umverteilung von Flüchtlingen: Kommission leitet Vertragsver-

letzungsverfahren gegen die Tschechische Republik, Ungarn und Polen 

ein 

14. Juni 2017 

EU-Treuhandfonds für Syrien: 275 Millionen Euro für syrische Flücht-

linge 

20. Juni 2017 

Eingliederung von Migranten in den Arbeitsmarkt: Neues Instrument 

soll Kompetenzen schneller sichtbar machen 

20. Juni 2017 

EU stellt 85 Millionen Euro für Flüchtlinge in Uganda bereit 

22. Juni 2017 

EU-Fazilität für Flüchtlinge in der Türkei erreicht Hunderttausende 

28. Juni 2017 

 

 

MAI 

Kommission empfiehlt Ende der Grenzkontrollen in den kommenden 

sechs Monaten 

2. Mai 2017 

Bericht zur Umverteilung von Flüchtlingen: EU-Kommission fordert Mit-

gliedstaaten eindringlich zur Einhaltung ihrer Zusagen auf 

16. Mai 2017 

Integration von Flüchtlingen: Kommission bringt Initiative „Arbeitge-

ber gemeinsam für Integration“ auf den Weg 

23. Mai 2017 

 

APRIL 

Kinder auf der Flucht: Kommission verstärkt Schutz minderjähriger 

Migranten 

12. April 2017 

Bericht: Umverteilung und Neuansiedlung von Flüchtlingen geht voran, 

aber mehr Einsatz der EU-Staaten nötig 

12. April 2017 

EU-Hilfsfonds für Afrika: 90 Millionen Euro zur Steuerung von Migrati-

onsströmen in Libyen 

12. April 2017 

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-2103_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-2121_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-2121_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-2187_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-2187_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-2187_de.htm
https://ec.europa.eu/germany/news/eu-t%C3%BCrkei-vereinbarung-weitere-hilfe-f%C3%BCr-schulbildung-von-fl%C3%BCchtlingskindern-l%C3%A4uft_de
https://ec.europa.eu/germany/news/eu-t%C3%BCrkei-vereinbarung-weitere-hilfe-f%C3%BCr-schulbildung-von-fl%C3%BCchtlingskindern-l%C3%A4uft_de
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-1607_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-1607_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-1607_de.htm
https://ec.europa.eu/germany/news/eu-treuhandfonds-f%C3%BCr-syrien-275-millionen-euro-f%C3%BCr-syrische-fl%C3%BCchtlinge_de
https://ec.europa.eu/germany/news/eu-treuhandfonds-f%C3%BCr-syrien-275-millionen-euro-f%C3%BCr-syrische-fl%C3%BCchtlinge_de
https://ec.europa.eu/germany/news/eingliederung-von-migranten-den-arbeitsmarkt-neues-instrument-soll-kompetenzen-schneller_de
https://ec.europa.eu/germany/news/eingliederung-von-migranten-den-arbeitsmarkt-neues-instrument-soll-kompetenzen-schneller_de
https://ec.europa.eu/germany/news/eingliederung-von-migranten-den-arbeitsmarkt-neues-instrument-soll-kompetenzen-schneller_de
https://ec.europa.eu/germany/EU-Fazilit%C3%A4t%20f%C3%BCr%20Fl%C3%BCchtlinge%20in%20der%20T%C3%BCrkei%20erreicht%20Hunderttausende
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-1146_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-1146_de.htm
http://ec.europa.eu/germany/news/umverteilung-von-fl%C3%BCchtlingen-eu-kommission-fordert-mitgliedstaaten-eindringlich-zur-einhaltung_de
http://ec.europa.eu/germany/news/umverteilung-von-fl%C3%BCchtlingen-eu-kommission-fordert-mitgliedstaaten-eindringlich-zur-einhaltung_de
http://ec.europa.eu/germany/news/integration-von-fl%C3%BCchtlingen-kommission-bringt-initiative-%E2%80%9Earbeitgeber-gemeinsam-f%C3%BCr_de
http://ec.europa.eu/germany/news/integration-von-fl%C3%BCchtlingen-kommission-bringt-initiative-%E2%80%9Earbeitgeber-gemeinsam-f%C3%BCr_de
http://ec.europa.eu/germany/news/kinder-auf-der-flucht-kommission-verst%C3%A4rkt-schutz-minderj%C3%A4hrige-migranten_de
http://ec.europa.eu/germany/news/kinder-auf-der-flucht-kommission-verst%C3%A4rkt-schutz-minderj%C3%A4hrige-migranten_de
http://ec.europa.eu/germany/news/umverteilung-und-neuansiedlung-von-fl%C3%BCchtlingen-geht-voran-aber-mehr-einsatz-der-eu-staaten_de
http://ec.europa.eu/germany/news/umverteilung-und-neuansiedlung-von-fl%C3%BCchtlingen-geht-voran-aber-mehr-einsatz-der-eu-staaten_de
http://ec.europa.eu/germany/news/eu-hilfsfonds-f%C3%BCr-afrika-90-millionen-euro-zur-steuerung-von-migrationsstr%C3%B6men-libyen_de
http://ec.europa.eu/germany/news/eu-hilfsfonds-f%C3%BCr-afrika-90-millionen-euro-zur-steuerung-von-migrationsstr%C3%B6men-libyen_de
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MÄRZ 

Migration: Empfehlung zu Rückkehrverfahren und neue Zahlen zur Um-

verteilung von Flüchtlingen 

2. März 2017 

Migrationssteuerung im südlichen Mittelmeerraum verzeichnet weitere 

Erfolge 

2. März 2017 

EU-Programm verhilft 2.500 Flüchtlingskindern zu Schulbildung in 

Griechenland 

3. März 2017 

EU-Türkei-Vereinbarung: EU hält Wort und hilft Flüchtlingskindern 

16. März 2017 

EU-Fazilität für Flüchtlinge in der Türkei: Fortschritte und neue Pro-

jekte 

31. März 2017 

 

FEBRUAR 2017 

Malta-Gipfel: EU unterstützt Libyens Einheitsregierung 

2. Februar 

Fact Sheet zu "Irregular Migration", European Political Strategy Centre 

2. Februar 

Flüchtlinge: Kommission stellt weitere Soforthilfe für Griechenland und 

Bulgarien bereit 

6. Februar 

Umverteilung und Neuansiedlung von Flüchtlingen: positiver Trend 

setzt sich fort 

8. Februar 

 

JANUAR 2017 

EU unterstützt Mitgliedstaaten bei der Rückführung von irregulären 

Migranten 

10. Januar 

Weitere Fortschritte bei Hilfe für Flüchtlinge in der Türkei 

12. Januar 

EU-Kommissar Avramopoulos fordert schnelle Hilfe für Flüchtlinge auf 

Lesbos 

18. Januar 

EU hilft Serbien bei Flüchtlingsversorgung 

23. Januar 

Valletta-Gipfel: EU erweitert Strategie zur Steuerung der Migration im 

südlichen Mittelmeerraum 

25. Januar 

Schengen: Kommission schlägt Verlängerung der Grenzkontrollen vor 

25. Januar 

Europäische Grenz- und Küstenwache: Kommission zieht erste Bilanz 

25. Januar 

EU ruft Hilfsprojekt für Flüchtlingskinder in Griechenland ins Leben 

25. Januar 

http://ec.europa.eu/germany/news/migration-empfehlung-zu-r%C3%BCckkehrverfahren-und-neue-zahlen-zur-umverteilung-von-fl%C3%BCchtlingen_de
http://ec.europa.eu/germany/news/migration-empfehlung-zu-r%C3%BCckkehrverfahren-und-neue-zahlen-zur-umverteilung-von-fl%C3%BCchtlingen_de
http://ec.europa.eu/germany/news/migrationssteuerung-im-s%C3%BCdlichen-mittelmeerraum-verzeichnet-weitere-erfolge_de
http://ec.europa.eu/germany/news/migrationssteuerung-im-s%C3%BCdlichen-mittelmeerraum-verzeichnet-weitere-erfolge_de
http://ec.europa.eu/germany/news/eu-programm-verhilft-2500-fl%C3%BCchtlingskindern-zu-schulbildung-griechenland_de
http://ec.europa.eu/germany/news/eu-programm-verhilft-2500-fl%C3%BCchtlingskindern-zu-schulbildung-griechenland_de
http://ec.europa.eu/germany/news/eu-t%C3%BCrkei-vereinbarung-eu-h%C3%A4lt-wort-und-hilft-fl%C3%BCchtlingskindern_de
http://ec.europa.eu/germany/news/eu-fazilitaet-fuer-fluechtlinge-der-tuerkei-fortschritte-und-neue-projekte_de
http://ec.europa.eu/germany/news/eu-fazilitaet-fuer-fluechtlinge-der-tuerkei-fortschritte-und-neue-projekte_de
http://ec.europa.eu/germany/news/malta-gipfel-eu-unterst%C3%BCtzt-libyens-einheitsregierung_de?newsletter_id=188&utm_source=representations_newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=EU-Aktuell&utm_content=Malta-Gipfel:%20EU%20unterst%C3%BCtzt%20Libyens%20Einheitsregierung&lang=de
https://ec.europa.eu/germany/sites/germany/files/pepsc_strategic_notes_irregular_migration.pdf
http://ec.europa.eu/germany/news/fl%C3%BCchtlinge-kommission-stellt-weitere-soforthilfe-f%C3%BCr-griechenland-und-bulgarien-bereit_de?newsletter_id=188&utm_source=representations_newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=EU-Aktuell&utm_content=Fl%C3%BCchtlinge:%20Kommission%20stellt%20weitere%20Soforthilfe%20f%C3%BCr%20Griechenland%20und%20Bul&lang=de
http://ec.europa.eu/germany/news/fl%C3%BCchtlinge-kommission-stellt-weitere-soforthilfe-f%C3%BCr-griechenland-und-bulgarien-bereit_de?newsletter_id=188&utm_source=representations_newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=EU-Aktuell&utm_content=Fl%C3%BCchtlinge:%20Kommission%20stellt%20weitere%20Soforthilfe%20f%C3%BCr%20Griechenland%20und%20Bul&lang=de
http://ec.europa.eu/germany/news/umverteilung-und-neuansiedlung-von-fl%C3%BCchtlingen-positiver-trend-setzt-sich-fort_de?newsletter_id=188&utm_source=representations_newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=EU-Aktuell&utm_content=Umverteilung%20und%20Neuansiedlung%20von%20Fl%C3%BCchtlingen:%20positiver%20Trend%20setzt%20sich&lang=de
http://ec.europa.eu/germany/news/umverteilung-und-neuansiedlung-von-fl%C3%BCchtlingen-positiver-trend-setzt-sich-fort_de?newsletter_id=188&utm_source=representations_newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=EU-Aktuell&utm_content=Umverteilung%20und%20Neuansiedlung%20von%20Fl%C3%BCchtlingen:%20positiver%20Trend%20setzt%20sich&lang=de
http://ec.europa.eu/germany/news/eu-unterst%C3%BCtzt-mitgliedstaaten-bei-der-r%C3%BCckf%C3%BChrung-von-irregul%C3%A4ren-migranten_de?newsletter_id=188&utm_source=representations_newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=EU-Aktuell&utm_content=EU%20unterst%C3%BCtzt%20Mitgliedstaaten%20bei%20der%20R%C3%BCckf%C3%BChrung%20von%20irregul%C3%A4ren%20Migrante&lang=de
http://ec.europa.eu/germany/news/eu-unterst%C3%BCtzt-mitgliedstaaten-bei-der-r%C3%BCckf%C3%BChrung-von-irregul%C3%A4ren-migranten_de?newsletter_id=188&utm_source=representations_newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=EU-Aktuell&utm_content=EU%20unterst%C3%BCtzt%20Mitgliedstaaten%20bei%20der%20R%C3%BCckf%C3%BChrung%20von%20irregul%C3%A4ren%20Migrante&lang=de
http://ec.europa.eu/germany/news/weitere-fortschritte-bei-hilfe-f%C3%BCr-fl%C3%BCchtlinge-der-t%C3%BCrkei_de?newsletter_id=188&utm_source=representations_newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=EU-Aktuell&utm_content=Weitere%20Fortschritte%20bei%20Hilfe%20f%C3%BCr%20Fl%C3%BCchtlinge%20in%20der%20T%C3%BCrkei%20&lang=de
http://ec.europa.eu/germany/news/eu-kommissar-avramopoulos-fordert-schnelle-hilfe-f%C3%BCr-fl%C3%BCchtlinge-auf-lesbos_de?newsletter_id=188&utm_source=representations_newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=EU-Aktuell&utm_content=EU-Kommissar%20Avramopoulos%20fordert%20schnelle%20Hilfe%20f%C3%BCr%20Fl%C3%BCchtlinge%20auf%20Lesbos&lang=de
http://ec.europa.eu/germany/news/eu-kommissar-avramopoulos-fordert-schnelle-hilfe-f%C3%BCr-fl%C3%BCchtlinge-auf-lesbos_de?newsletter_id=188&utm_source=representations_newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=EU-Aktuell&utm_content=EU-Kommissar%20Avramopoulos%20fordert%20schnelle%20Hilfe%20f%C3%BCr%20Fl%C3%BCchtlinge%20auf%20Lesbos&lang=de
http://ec.europa.eu/germany/news/eu-hilft-serbien-bei-fl%C3%BCchtlingsversorgung_de?newsletter_id=188&utm_source=representations_newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=EU-Aktuell&utm_content=EU%20hilft%20Serbien%20bei%20Fl%C3%BCchtlingsversorgung&lang=de
http://ec.europa.eu/germany/news/valletta-gipfel-eu-erweitert-strategie-zur-steuerung-der-migration-im-s%C3%BCdlichen-mittelmeerraum_de?newsletter_id=188&utm_source=representations_newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=EU-Aktuell&utm_content=Valletta-Gipfel:%20EU%20erweitert%20Strategie%20zur%20Steuerung%20der%20Migration%20im%20s%C3%BCdl&lang=de
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DEZEMEBER 2016 

Neue Online-Instrumente liefern der Politik Daten zu Migrationsströ-

men 

2. Dezember 

Weitere EU-Hilfe für Syrien-Flüchtlinge im Irak und Libanon 

7. Dezember 

Dublin-Überstellungen von Flüchtlingen nach Griechenland sollen 

schrittweise wieder aufgenommen werden 

8. Dezember 

EU geht stärker gegen Betrug mit Reisedokumenten vor 

8. Dezember 

EU-Gipfel: Migrationspartnerschaften mit Afrika bringen erste Erfolge 

14. Dezember 

EU verstärkt Prävention von Fluchtursachen und Schutz von Flüchtlin-

gen in Afrika 

15. Dezember 

EU-Gipfel geht wichtige Herausforderungen im Bereich Migration und 

Sicherheit an 

16. Dezember 

Neue Projekte zur Bekämpfung irregulärer Migration aus Afrika gestar-

tet 

19. Dezember 

 

NOVEMBER 2016 

Umverteilung und Neuansiedlung – Siebter Fortschrittsbericht 

9. November 

Kontrollen an deutsch-österreichischer Grenze: Rat beschließt Verlän-

gerung um drei Monate 

11. November 

 

OKTOBER 2016 

Seenotrettung im Mittelmeer: EU beginnt mit Schulung der libyschen 

Küstenwache und finanziert Italien neue Schiffe 

27. Oktober 

Kontrollen an deutsch-österreichischer Grenze: Kommission empfiehlt 

Verlängerung um drei Monate 

26. Oktober 

Verhandlungen über Rückübernahmeabkommen zwischen der EU und 

Nigeria 

26. Oktober 

Kampf gegen Fluchtursachen: EU unterstützt Senegal und Länder am 

Horn von Afrika   

25. Oktober 

EU zieht erste Bilanz der Migrationspartnerschaften mit Afrika 

18. Oktober 

Juncker an EU-Staats- und Regierungschefs: Flüchtlingsfazilität für 

Türkei auf gutem Weg 

17. Oktober 
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Neues europäisches Reisedokument zur Rückführung von Drittstaats-

angehörigen beschlossen   

14. Oktober 

EU und Tunesien nehmen Verhandlungen über Visaerleichterungen und 

Rückübernahme auf 

12. Oktober 

Europäische Agentur für die Grenz- und Küstenwache nimmt ihre Ar-

beit auf 

6. Oktober 

Kommission berichtet über Fortschritte der Flüchtlingsfazilität für die 

Türkei 

4. Oktober 

Gemeinsames Konzept der EU und Afghanistans in Migrationsfragen Die-

sen Link in einer anderen Sprache aufrufenEN•••  

3. Oktober 

 

SEPTEMBER 2016 

Kommission zieht Bilanz zur bisherigen Bewältigung der Flüchtlings-

krise 

28. September 2016 

EU-UNICEF-Partnerschaft fördert Bildung und Schutz von syrischen 

Flüchtlingskindern 

20. September 2016 

Hilfe für Flüchtlinge in Türkei: EU gibt weitere 348 Millionen Euro 

8. September 2016 

 

JULI 2016 

Flüchtlingsfazilität für die Türkei: über 1,4 Mrd. Euro für Bildungs- und 

Gesundheitsmaßnahmen zugunsten von syrischen Flüchtlingen 

28. Juli 2016 

Kommission  gewährt Griechenland 82,6 Mio. Euro Soforthilfe zur Be-

wältigung der Flüchtlingskrise 

22. Juli 2016 

Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems: Vorschläge für 

eine effiziente, faire und humane Asylpolitik 

13. Juli 2016 

Legale Migration: EU-Kommission möchte Neuansiedlungsbemühungen 

langfristig bündeln 

13. Juli 2016 

Fortschrittsbericht zu Umverteilung und Neuansiedlung: Positiver 

Trend setzt sich fort, doch weitere Anstrengungen notwendig 

13. Juli 2016 

EU-Parlament ebnet den Weg zum europäischen Grenz- und Küsten-

schutz 

06. Juli 2016 

Flüchtlingsfazilität für die Türkei: Kommission schlägt zusätzliche Un-

terstützung in Höhe von 1,4 Mrd. Euro vor 

01. Juli 2016 

 

JUNI 2016 
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